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I^Gespräch zur Zukunftssicherung und für 
giehr Beschäftigung beim Bundeskanzler 

Ein positives Signal 
ü'e Bundesregierung hat die Kanzlerrunde für 
mehr Beschäftigung und Wachstum am 23. Janu- 
j*r als ein „positives Signal" an alle Betroffenen 
bewertet und „europaweit ohne Beispiel" genannt. 

^•anzleramtsminister Friedrich Bohl und Bundesar- 
. eitsminister Norbert Blüm erklärten vor der Presse 
J) Bonn, daß das im Bundeskanzleramt beschlossene 

•"undsatzpapier die Gewähr dafür biete, in den kom- 
menden Monaten einen entscheidenden Schritt vor- 
zukommen. 

Nichtigstes Ziel: Die Halbierung der Arbeitslo- 
^nzahl bis zum Jahr 2000. Die gemeinsame Platt- 
0rrn von Bundesregierung, Arbeitnehmern und Ar- 
^'tgebern werde deshalb nicht nur Absichtser- 

Klärung bleiben. 

Norbert Blüm erklärte: Das von den Gewerkschaften 
^gelegte Programm „Bündnis für Arbeit" sei „eine 
yiesse wert". Mehrfach unterstrich er, daß der Schutz 
Jr Rentenkasse oberstes Gebot sei. Die heutige 
Möglichkeit der Frühverrentung blute aber die Ren- 
^nkasse aus. Blüm betonte, an den bereits geltenden 
^enten-Regelungen würde sich allerdings nichts än- 
ern. (Wortlaut des Grundsatzpapiers: Seite 2-6). 
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Am 23. Januar 1996 haben sich Bundesregierung, 
Spitzenrepräsentanten der Wirtschaftsverbände und 
Gewerkschaften im 7. Gespräch zur Zukunftssicherung 
und für mehr Beschäftigung beim Bundeskanzler auf 
ein "Bündnis für Arbeit und zur Standortsicherung" 
verständigt. Es hat folgenden Wortlaut: 

Bündnis für Arbeit 
und zur Standortsicherung 

I. Herausforderungen 

Der Standort Deutschland steht vor großen 
Herausforderungen. Sie werden durch die 
gegenwärtig schwache Konjunkturent- 
wicklung noch verstärkt. Weltweit ver- 
schärft sich der Wettbewerb. Strukturelle 
Veränderungen zur Wahrung von 
Zukunftschancen für Wachstum und Be- 
schäftigung sind einzuleiten. Aktuell müs- 
sen Wachstum gestärkt und Beschäftigung 
stabilisiert, die Attraktivität Deutschlands 
als Investitions- und Beschäftigungsstan- 
dort verbessert werden. Zukunftsmärkte 
müssen erschlossen werden - im Inland 
wie im Ausland. Dies wie der Abbau der 
viel zu hohen Arbeitslosigkeit erfordern 
neue Strategien und wirksame Beiträge al- 
ler für Wirtschaft und Beschäftigung Ver- 
antwortlichen in Deutschland. 
Wirtschaft, Gewerkschaften und Politik 
werden sich dieser Verantwortung in ei- 
nem Bündnis für Arbeit und zur Standort- 
sicherung gemeinsam im Rahmen ihrer 
Handlungsautonomie stellen. Selbst wenn 
in Einzelfragen Meinungsunterschiede be- 
stehen, ist es notwendig, im Rahmen ge- 
meinsamer Orientierungen eigenverant- 
wortlich zur Lösung der Probleme mög- 
lichst eng zusammenzuwirken. 

Die Chancen, den internationalen Stand- 
ortwettbewerb erfolgreich zu bestehen und 
die Risiken zu begrenzen, sind für den 
Standort Deutschland günstig. Der Stand- 
ort Deutschland zeichnet sich einerseits 
aus durch eine hervorragende Infrastruk- 
tur, eine hohe Qualifikation seiner Arbeit' 
nehmer, einen leistungsfähigen Mittel- 
stand, durch wirtschaftliche und soziale 
Stabilität. Wirtschaft und Wissenschaft 
gehören zu den leistungsfähigsten der 
Welt. 

Dennoch besteht akuter Handlungsbedarf 
Dies zeigt die geringe Investitionstätigke1* 
ausländischer Unternehmen in Deutsch- 
land bei steigendem Auslandsengagement 
deutscher Unternehmen. Auch der Perso- 
nalabbau in vielen Großunternehmen, die 
schwierige Lage am Arbeitsmarkt, Probte' 
me bei Betriebsübergängen in der mittel- 
ständischen Wirtschaft oder Innovations- 
und Umsetzungsdefizite bei Zukunftstech' 
nologien unterstreichen die Notwendig^1 

umzudenken und zu handeln. Es gilt, dem 
Standort Deutschland neue Impulse zu ge' 
ben, die Position Deutschlands im intern^' 
tionalen Wettbewerb zu stärken und mehr 
Beschäftigung zu erreichen. 
Wirtschaft, Gewerkschaften und Bundes- 
regierung streben einen nachhaltigen Be* 
schäftigungsaufschwung an und setzen 
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sich das gemeinsame Ziel, bis zum Ende 
d>eses Jahrzehnts die Zahl der regi- 
strierten Arbeitslosen zu halbieren. Dies 
jst erreichbar, wenn keine zusätzlichen 
Ungleichgewichte am Arbeitsmarkt auftre- 
ten und wenn alle Verantwortlichen ihr 
handeln an diesem Ziel ausrichten. In der 
zweiten Hälfte der 80er Jahre hatten Staat 
und Tarifpartner mit einer beschäftigungs- 
0rientierten Wirtschafts- und Tarifpolitik 
Schon einmal einen kräftigen Aufschwung 
juu Arbeitsmarkt angestoßen und 1,2 Mil- 
lionen zusätzliche Arbeitsplätze in West- 
deutschland geschaffe ten. 

"• Orientierungen 

*• Hahmenbedingungen für 
arbeitsplatzschaffende 
Investitionen verbessern 
^besserte Rahmenbedingungen für pri- 
^ate Initiative und arbeitsplatzschaffende 
nvestitionen stärken die Wachstums- 

^rundlagen und fördern die Neugründung 
°n Unternehmen gerade auch in zukunft- 

Sorientierten Wachstums- und Beschäfti- 
§üngsfeldern. 

- mittelständischen Wirtschaft liegt 
as größte Potential für neue Arbeits- und 
• In der 

größte roienuai iui neue /\iueu!>- unu 
Usbildungsplätze. Jeder Existenzgründer 

letet im Durchschnitt vier weiteren Men- 
gen Arbeit. Es bedarf deshalb einer neu- 
^ Kultur der Selbständigkeit und einer 

reiten, von allen Beteiligten getragenen 
^itiative für mehr Existenzgründungen. 

le Innovationsfähigkeit kleiner und mitt- 
lrer Unternehmen muß gestärkt werden. 

le Bundesregierung wird die steuerli- 
en Rahmenbedingungen für Existenz- 

Münder und Betriebsnachfolger weiter 
^rbessern. Die Wirtschaft, ihre Verbände 

die Kammern werden ihre Beratungs- 
geböte verstärken und sich vermehrt in 
tenschaften und Kooperationen enga- 

gieren. 

• Der Markt für Risikokapital für Exi- 
stenzgründer und zur Existenzsicherung 
mittelständischer Unternehmen ist in 
Deutschland im internationalen Vergleich 
unterentwickelt. Die Chancen neuer Pro- 
dukte und neuer Arbeitsplätze können 
nicht ausreichend genutzt werden. Die 
Bundesregierung wird deshalb kurzfristig 
ein Konzept für einen verbesserten Zu- 
gang zu Risikokapital vorlegen, mit allen 
Beteiligten erörtern und zügig umsetzen. 
• Dem sich im Strukturwandel fortsetzen- 
den Wegfall insbesondere von industriel- 
len Arbeitsplätzen muß durch Erschließen 
neuer Beschäftigungsfelder begegnet 
werden. Um diese Chancen zu wahren und 
mögliche Hemmnisse abzubauen, werden 
die Beratungen im Rahmen der Zukunfts- 
gespräche in folgenden Beschäftigungsfel- 
dern zügig weitergeführt: haushalts- und 
pflegebezogene Dienstleistungen, neuarti- 
ge Dienstleistungen in Industrie und ande- 
ren Wirtschaftsbereichen, neue Medien, 
Biotechnologie, Handel, Verkehr, Umwelt 
und Energie. 
• Bundesregierung, Wirtschaft und Ge- 
werkschaften werden die im Rahmen der 
Zukunftsgespräche geführten Branchen- 
dialoge zielgerichtet fortsetzen, auswerten 
und daraus Schlußfolgerungen für den 
Standort Deutschland ziehen. 
• Eine zu hohe Staatsquote hemmt die 
wirtschaftliche Dynamik, engt Spielräume 
für Eigeninitiative ein und mindert die 
Leistungsbereitschaft der Bürger. Durch 
eine deutliche Rückführung der Staatsquo- 
te müssen neue Handlungsspielräume ins- 
besondere für arbeitsplatzschaffende, pri- 
vate Investitionen gewonnen werden. 
Die Politik zur Konsolidierung der öffent- 
lichen Haushalte wird die Bundesregie- 
rung deshalb konsequent fortsetzen; sie 
strebt dazu einen Stabilitätspakt aller Ge- 
bietskörperschaften an. 
• Das Steuersystem muß weiter Wachs- 
tums- und beschäftigungsfreundlich aus- 
gestaltet und vereinfacht werden. 
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• Planungs- und Genehmigungsverfah- 
ren werden vereinfacht und beschleunigt, 
damit Investitionen in Deutschland 
schneller zu neuen Arbeitsplätzen führen. 
Neue Instrumente wie Vorbehaltsgenehmi- 
gungen, Rahmengenehmigungen und An- 
zeigeverfahren sollen zu einer wesentli- 
chen Beschleunigung der Genehmigungs- 
verfahren führen, ohne die Belange Dritter 
oder Umweltschutzerfordernisse zu beein- 
trächtigen. 
• Den Sozialstaat zu sichern und zu fe- 
stigen ist gemeinsames Ziel und gemein- 
same Aufgabe. Seine Finanzierungsgrund- 
lagen müssen durch Reformen erhalten 
bleiben. Die Sozialbeiträge insgesamt und 
die Sozialabgabenquote müssen stabili- 
siert und bis zum Jahr 2000 wieder auf 
unter 40% zurückgeführt werden. Eigen- 
vorsorge muß ein wachsendes Gewicht er- 
halten. Über die hierzu wie zur Begren- 
zung und Verringerung der gesetzlichen 
Lohnzusatzkosten erforderlichen Maßnah- 
men werden die bisher bereits geführten 
Gespräche fortgesetzt und vertieft. 
• Die Praxis der Frühverrentung wird 

abgelöst durch eine neue sozialverträg- 
liche Möglichkeit eines gleitenden 
Übergangs vom Erwerbsleben in den 
Ruhestand (Altersteilzeit). 

• In der Rentenversicherung muß das 
Versicherungsprinzip gestärkt, schritt- 
weise das tatsächliche Renteneintrittsal- 
ter auch vor dem Hintergrund der de- 
mographischen Entwicklung erhöht 
werden. 

• Das Arbeitsförderungsrecht muß un- 
ter Berücksichtigung der ihm zugrunde 
liegenden Prinzipien mit dem Ziel einer 
stärkeren Dezentralisierung von Ent- 
scheidungsstrukturen und der Effizienz- 
erhöhung der Instrumente zur Wieder- 
eingliederung in den Arbeitsmarkt re- 
formiert werden. 

• Im Gesundheitswesen müssen Kosten- 
begrenzung durch mehr Wettbewerb, 

größere Selbstverantwortung und mehr 
Befugnisse und Verantwortung der 
Selbstverwaltungen erreicht werden. 

• Die Vertreter der Sozialpartner und des 
Staates in den Selbstverwaltungen der So- 
zialversicherung sind aufgefordert, im 
Rahmen ihrer Verantwortung alle Mög- 
lichkeiten der Kostenbegrenzung und zum 
Erschließen von Wirtschaftlichkeitsreser- 
ven zur Stabilisierung der Beitragssätze iü 

nutzen. 

• Angesichts knapper Kassen müssen 
steuerfinanzierte Sozialleistungen zielge- 
nauer auf jene Personengruppen konzen- 
triert werden, die der Hilfe der Allgemein' 
heit am stärksten bedürfen. 

2. Die Arbeitswelt stärker 
investitions- und beschäftigungS' 
fördernd gestalten 
Tarifautonomie und starke Tarifpartner 
sind zentrale Pfeiler positiver Zukunfts- 
perspektiven. Zur Gestaltung von Arbeits- 
welt und Arbeitsbedingungen bleibt der 
Flächentarifvertrag das geeignete InstrU' 
ment. Er wird dem Erfordernis der Flexi- 
bilisierung Rechnung tragen, die Hand- 
lungsmöglichkeiten der Betriebspartner 
werden erweitert. 

Die Repräsentanten von Wirtschaft und 
Gewerkschaften treten ein für eine Tarif- 
politik der Beschäftigungssicherung und 
des Beschäftigungsaufbaus bei gleichzeiö' 
ger Sicherung der Wettbewerbsfähigkeit. 

Dabei wird als erreichbar angesehen, ei- 
nerseits im Rahmen aller gegebenen Mög' 
lichkeiten Beschäftigungssicherung zu 
realisieren und entstehende HandlungsraU' 
me für Neueinstellungen zu nutzen, andc 
rerseits durch eine moderate Tarifpolitik 
die Bedingungen für Beschäftigungsauf- 
bau und Abbau der Arbeitslosigkeit zu 
verbessern. 
Vörstellbar ist ein breites Spektrum von 
Maßnahmen: 
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• Flexiblere Arbeitszeiten ermöglichen 
sowohl die Senkung betrieblicher Kosten 

nd die Steigerung der Wettbewerbsfähig- 
st als auch die Erhöhung der Zeitsouve- 
ränität von Arbeitnehmern. 

Arbeitszeitkonten können im besonde- 
ren Maße diesem Zeil dienen und neue 
Formen der Arbeitszeitgestaltung bis 
hin zur Flankierung gleitender Über- 
gänge in den Ruhestand ermöglichen. 
Die Bundesregierung wird gegebenen- 
falls entgegenstehende rechtliche 
Hemmnisse prüfen und ausräumen. 

Überstunden sollten - wo immer mög- 
lich - vermieden und möglichst in die 
Erweiterung des Arbeitsplatzangebotes 
umgesetzt werden; dazu können bei- 
spielsweise die Instrumente zunächst 
befristeter Beschäftigung ebenso wie 
Arbeitszeitkonten genutzt werden. 

Das zu geringe Angebot an sozialversi- 
cherungspflichtigen Teilzeitarbeits- 
Plätzen muß erweitert werden; beson- 
dere Anstrengungen werden zugunsten 
familienfreundlicher Teilzeit- und Al- 
tersteilzeitarbeitsplätze unternommen. 

Besonderes Augenmerk soll auf die 
schwierige Situation Langzeitarbeitslo- 
er und anderer am Arbeitsmarkt benach- 

ugter Gruppen gerichtet werden. Ent- 
fachende tarifvertragliche Regelungen - 
le beispielsweise in der chemischen In- 
strie vereinbart - müssen stärker genutzt 

werden. 

Der Aufbau einer ertragsabhängigen 
uje kann das Instrumentarium der Tarif- 

r htik erweitern, beispielsweise im Be- 
eich der Vermögensbildung in Arbeit- 

nehmerhand. 

Geprüft werden sollen in gemeinsamen 
Sprächen Möglichkeiten zur Verringe- 
n8 von Fehlzeiten in den Betrieben. 

3. Impulse für Forschung 
und Innovation sowie Bildung 
und Weiterbildung verstärken 
Die Zukunft des Standortes Deutschland 
hängt maßgeblich von der Leistungsfähig- 
keit und Kreativität der Forschung ab, eben- 
so von den Bedingungen, die heute für Ent- 
wicklung und Einführung neuer Produkte 
bestehen, aber auch von einem für Neuerun- 
gen offenen Klima in der Gesellschaft. 
Grundlage bildet der weiterhin hohe Stellen- 
wert, den Wissenschaft und Forschung in 
Deutschland einnehmen sowie die Qualität 
und Anpassungsfähigkeit des Bildungs- und 
Ausbildungssystems an die Anforderungen 
der Zukunft. Hier wird auf lange Sicht die 
Zukunft des Standortes entschieden. 
• Forschung und Entwicklung in der 
Wirtschaft müssen verstärkt, die For- 
schungsförderung des Staates noch effizi- 
enter eingesetzt und schrittweise ausge- 
baut werden. Die Zusammenarbeit und der 
Wissenstransfer zwischen Wissenschaft 
und Wirtschaft ist zu intensivieren und 
zielgenauer auf Anwendungen hin auszu- 
gestalten. Die hier in den letzten Jahren 
erzielten Fortschritte müssen gefestigt und 
- insbesondere im Hinblick auf kleine und 
mittlere Unternehmen - ausgebaut werden. 
• Die Ergebnisse der Forschung müssen 
angesichts des globalen Wettbewerbs 
schneller in neue Produkte und neue Pro- 
duktionsverfahren umgesetzt werden, um 
die sich bietenden Chancen auf neuen 
Märkten zu nutzen. Politik, Wirtschaft, 
Gewerkschaften und Wissenschaft werden 
deshalb den begonnenen Technologie- 
und Innovationsdialog fortsetzen, um In- 
novationshemmnisse in Deutschland früh- 
zeitig zu erkennen und abzubauen, Inno- 
vationsprozesse zu optimieren und das In- 
novationsklima in Deutschland allgemein 
zu verbessern. 
• Das bewährte System dualer Berufs- 
ausbildung muß gesichert, gestärkt und 
zügig den Anforderungen der Zukunft an- 
gepaßt werden: 
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• Die Repräsentanten der Wirtschaft be- 
kräftigen ihre Zusage vom Frühjahr 
1995, die Zahl der Ausbildungsstellen 
bis 1997 um circa 10 % zu erhöhen 
und eine überproportionale Steigerung 
in den neuen Bundesländern zu errei- 
chen. 

• Die Erhöhung der Zahl der Lehrstellen 
sollte von den Tarifpartnern gemeinsam 
durchgesetzt werden. 

• Die Schaffung neuer, auf zukunftsorien- 
tierte Tätigkeitsfelder bezogene Berufs- 
bilder und die Anpassung der Ausbil- 
dung an den Strukturwandel werden 
vorangetrieben. 

• Betriebliche Ausbildungen sind außer- 
betrieblichen vorzuziehen. 

• Rechtliche Hemmnisse, die einer Aus- 
weitung des Ausbildungsplatzangebotes 
entgegenstehen könnten, werden über- 
prüft und beseitigt. 

• Berufsschulzeiten sollen organisato- 
risch stärker den Bedürfnissen der Be- 
triebe angepaßt werden. 

• Angesichts der sich absehbar verstär- 
kenden Anspannung am Lehrstellen- 
markt muß im Zweifel gelten: Ausbil- 
dung geht vor Übernahme in ein sich 
anschließendes Beschäftigungsverhält- 
nis. 

• Ausbildungszeiten, vor allem im Hoch- 
schulbereich, sind im internationalen Ver- 
gleich vielfach zu lang. Aufgrund der dy- 

namischen Entwicklung beruflichen Wis- 
sens wird lebenslanges, berufsbegleiten- 
des Lernen immer wichtiger. Qualifizie- 
rungszeiten müssen deshalb stärker über 
den Lebenszyklus verteilt werden. Wirt- 
schaft, Tarifpartner und Staat sind zur M°' 
dernisierung von Bildung und Weiterbil- 
dung gemeinsam gefordert. In dieser ge- 
meinsamen Verantwortung haben Maß- 
nahmen zur Verwirklichung der Gleich- 
wertigkeit von allgemeiner und berufli- 
cher Bildung besonderes Gewicht. 

I. Ausblick 

Die Zukunftssicherung des Standortes 
Deutschland ist untrennbar mit der des 
Standortes Europa verbunden. Die Mit- 
gliedstaaten der Europäischen Union 
wachsen wirtschaftlich und sozial immer 
stärker zusammen. Wirtschafts- und 
Währungsunion sowie Politische Union 
sind zentrale Marksteine. So wird die ge- 
meinsame Währung "Euro" die Grundlage 

für mehr wirtschaftliches Wachstum und 
Arbeitsplätze in Europa schaffen und die 
globale Wettbewerbsfähigkeit unseres 
Kontinents stärken. 
Die Repräsentanten von Wirtschaft, Ge- 
werkschaften und Bundesregierung setze11 

sich deshalb nachdrücklich für das recht- 
zeitige Inkrafttreten der dritten Stufe der 
Europäischen Wirtschafts- und 
Währungsunion ein. 

CDU/CSU erstmals vor SPD. Alle im Bundestag vertretenen Parteien 
mit Ausnahme der Grünen und der CSU haben im letzten Jahr zum Teil drastisch 
Mitglieder verloren. Dies ergab eine dpa-Umfrage in den Parteizentralen. So ging 
bei der SPD 1995 die Mitgliederzahl auf 817650 zurück. Dies sind rund 32000 
weniger als Ende 1994. Verantwortlich gemacht dafür werden vor allem der 
Führungsstreit im Sommer sowie die Diätenerhöhungen für Abgeordnete. 1990 
wurden noch über 900000 Mitglieder gezählt. Trotzdem bleiben die Sozialdemo- 
kraten stärkste Mitgliederpartei. CDU und CSU zusammen (rund 831 000 Mitglie- 
der) konnten die SPD angesichts deren großer Verluste im abgelaufenen Jahr 
nach vorliegenden Zahlen jedoch bei den Mitgliedern erstmals überholen. 
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Chance für einen neuen Aufbruch 
Reiten wichtiger Reformen verlangen 
J^t zum Umdenken. Sie sind Heraus- 
forderungen, aber sie bieten auch die 
Lhance für einen neuen Aufbruch. Das 
Jahr 1996 ist in dieser Hinsicht ganz si- 
cherlich ein Schlüsseljahr. 
/*!r stehen an der Schwelle in ein neues 
Jahrtausend. Die in den kommenden Wo- 
chen und Monaten anstehenden Entschei- 
dungen öffnen ein Stück weit die Tür ins 
21-Jahrhundert. * 
u°ch betrachten wir zunächst einmal 
sachlich und realistisch Deutschlands Aus- 
gangsposition zu Beginn diesen Jahres: 
u'e wirtschaftliche Lage ist bei weitem 
nicht so schlecht, wie sie von manchem 
geredet wird. Die Rahmenbedingungen 
jjpd günstig: Die Inflationsrate ist niedrig, 
dle Zinsen haben einen Tiefststand er- 
ficht, die Stärke der D-Mark ist ungebro- 
chen, und das Ausland hat Vertrauen in 
den Standort Deutschland. 
^°njunkturforscher, Banken und sogar ein 
Großteil der Wirtschaftspresse geht davon 
aus> daß in diesem Jahr ein moderates, 
at)er lang anhaltendes Wirtschaftswachs- 
"m gewährleistet ist. Ebenso deutlich ist 

at)er auch: Wir werden kein Wirtschafts- 
underjahr erleben. Wir müssen auch er- 

nennen, daß eine Belebung der Konjunktur 
eben nicht mehr automatisch neue Arbeits- 
Pjatze schafft. Die Chancen des Standortes 
putschland werden beeinträchtigt durch 
°he Arbeitskosten, durch überproportio- 

"ale Soziallasten und durch beachtliche 
Ur°kratische Hemmnisse bei wirtschaftli- 

chen Investitionen. Die bisherigen Gesetz- 
gebungsvorhaben der Koalition - die Re- 
°rm des Gesundheitssystems, die Reform 
er Sozialhilfe und der Arbeitslosenhilfe 
wie Änderungen beim Vorruhestand und 

eim BAföG - dienen dazu, die drückende 
stenlast zu verringen, ohne aber die 

en Errungenschaften unseres sozialen 

Netzes zu gefährden. Ebenso wichtig sind 
die Maßnahmenpakete, die unter dem 
Stichwort „Schlanker Staat" zusammenge- 
faßt sind. 
Der Standort Deutschland muß jetzt zügig 
von veralteten, hemmenden Vorschriften 
befreit, unsere langwierigen Genehmi- 
gungsverfahren müssen beschleunigt wer- 
den. Hier sind auch die Länder und Kom- 
munen gefordert. 
Eine große Verantwortung tragen sicher- 
lich die Tarifparteien, die in den nächsten 
Tagen und Wochen sachlich und möglichst 
ohne Schuldzuweisungen und Drohungen 
ein vernünftiges und von beiden Seiten 
umsetzbares Konzept vorlegen müssen. Es 

Von Joachim Hörster, erster 
Parlamentarischer Geschäfts- 
führer der CDU/CSU-Bun- 
destagsfraktion 

ist ein gutes Zeichen, daß die Tarifpartner 
gemeinsam mit der Koalition nach Wegen 
zur Lösung der anstehenden Probleme su- 
chen. Denn es wird uns nur dann gelingen, 
die Standortbedingungen in Deutschland 
positiv zu verändern und damit unsere 
Chancen im internationalen Wettbewerb 
nachhaltig zu verbessern, wenn alle betei- 
ligten Kräfte gemeinsam dieses Ziel an- 
streben. 
Wir brauchen in Deutschland einen breiten 
gesellschaftlichen Konsens. Nicht minder 
gefordert ist jeder einzelne Bürger. Denn 
wenn unser Wohlstand nicht zerrinnen 
soll, dürfen alte Besitzstände nicht länger 
mit Zähnen und Klauen verteidigt werden. 
Jeder muß daran mitwirken, daß der 
Standort Deutschland den veränderten 
Rahmenbindungen angepaßt wird. • 
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Wolfgang Schäuble: 

Gute Chancen für die Zukunft 
in mehr Beschäftigung umsetzen 

Wir sollten einen Moment darüber 
nachdenken, worüber wir jetzt debat- 
tieren. Herr Kollege Scharping, so, wie 
Sie es getan haben, sollten wir es in be- 
zug auf die Menschen, die diese Debatte 
verfolgen, nicht tun. Sie stellen einen 
Antrag - der Vorredner hat zu dem An- 
trag in der Sache gerade gesprochen -, 
haben aber zu einem ganz anderen The- 
ma geredet. Wir können über Umwelt 
reden, wir können über Wirtschaft und 
den Arbeitsmarkt reden; aber wir soll- 
ten uns verständigen, worüber wir re- 
den, damit es nicht wie Kraut und Rü- 
ben ist. 
Wie ist die wirtschaftliche Lage? - Die 
wirtschaftliche Lage in Deutschland ist 
nicht schlecht. Herr Kollege Scharping, 
auch das muß man sagen. Sie hat sich 
zwar im letzten Quartal des vergangenen 
Jahres gegenüber den Annahmen ver- 
schlechtert. - Ich rede von der wirtschaft- 
lichen Lage, ich komme gleich auf den 
Arbeitsmarkt zu sprechen. Lassen Sie 
mich doch einen Schritt nach dem anderen 
machen. Seien Sie doch in der Lage, drei 
Sätzen „am Stück" zuzuhören oder wenig- 
stens ruhig zu sein! 
Die wirtschaftliche Lage insgesamt ist in 
Deutschland nicht schlecht. Wir sollten 
wirklich aufhören, den Standort Deutsch- 
land kaputtzureden. Das nützt nieman- 
dem in diesem Lande. Wir müssen auch 
sagen, warum sich die wirtschaftliche La- 
ge im vergangenen Jahr schlechter ent- 
wickelt hat als vorhergesehen. Das hat im 
wesentlichen zwei Ursachen: zum einen 

einen falschen Tarifabschluß, insbesondc 
re im Bereich der Metallindustrie - das 
ist die eine entscheidende Ursache für die 

Verschlechterung der Rahmendaten -, 
und zum anderen die Wechselkursent- 
wicklung: eine Aufwertung der D-Mark' 
stärker als vorhergesehen und stärker als 
den realwirtschaftlichen Daten entspre- 
chend. 
Wenn wir gleich an die Schlußfolgerung 
denken, was wir ändern könnten, sollte, 
Herr Kollege Scharping, in den Reihen && 
SPD das unverantwortliche populistische 
Gerede gegen die Europäische Währungs' 

Aus der Rede des Vorsitzen- 
den der CDU/CSU-Fraktion 

im Deutschen Bundestag, 
Wolfgang Schäuble, 

am 18. Januar 

union wirklich aufhören. Dieses Gerede 
ist im Interesse der Zukunft unseres Lan- 
des unverantwortlich. 
Wir wissen genau, daß angesichts der zu- 
nehmenden Abhängigkeit in einer globa- 
len Weltwirtschaft, bei der all die Rezept 
all die Ladenhüter aus der Mottenkiste b»s 

hin zu Keynes im Grunde gar nichts men» 
helfen, mit schuldenfinanzierten, nachfr3' 
gestimulierenden Programmen Beschafft' 
gung in Deutschland heute nicht mehr zu 
sichern ist. Ob wir in Deutschland mehr 
Beschäftigung haben, wenn die Nachfrag 
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steigt, ist bei der Globalisierung der Märk- 
te vöHig offen. 

enn wir in dieser Entwicklung Stand- 
alten wollen und unsere Interessen 
ahrnehmen wollen, dann ist die Unum- 
ehrbarkeit der wirtschaftlichen Integra- 
l0n Europas eine der wichtigen Voraus- 
etzungen für die Zukunftssicherung, 

§anz abgesehen davon, daß das unverant- 
°rtliche Gerede gegen die Europäische 
ahrungsunion schneller, als manche ah- 

en, Reaktionen auf den Devisenmärkten 
slösen kann, die alles hinwegfegen, 
°rurn wir uns im Augenblick bemühen. 
lr sollten dieses Gerede wirklich ein- 

stellen. 

^u dem wirklich Unbefriedigenden 
gehört, daß wir bei einer insgesamt 
°rdentlichen wirtschaftlichen Ent- 
wicklung, die wieder an Dynamik ge- 
winnen muß, eine absolut unbefriedi- 
gende Entwicklung auf dem Arbeits- 
[Jarkt haben. Das ist das eigentliche 
Problem. Um dies zu lösen, müssen 
w'r mit Ernsthaftigkeit - und nicht 
durch Austausch von Beschimpfun- 
gen - miteinander um den geeigneten 
Weg ringen. 

p.. er wir müssen zugleich hinzusagen: 
le Politik allein kann das Problem nicht 
Ser». Inzwischen sind wir glücklicher- 

weise so weit, daß auch die Vertreter bei- 
der Tarifpartner, Gewerkschaften wie Ar- 
beitgeber, öffentlich erklären: Mehr als 50 
Prozent der Ursachen wie der Hilfsmög- 
lichkeiten liegen in der Verantwortung der 
Tarifpartner und nicht der Politik. 
Wenn das richtig ist - und es ist unbe- 
streitbar und im Grunde auch unbestritten 
richtig -, dann ist es doch insgesamt wich- 
tig und richtig, daß wir in unserer Gesell- 
schaft bei allen Beteiligten - bei Arbeitge- 
bern, bei Arbeitnehmern, bei Gewerk- 
schaften, Verbänden, in der Politik, bis zu 
den Kirchen - eine Veränderung der Ein- 
stellungen erreichen. Letztlich werden wir 
eine höhere Wettbewerbsfähigkeit unserer 
Wirtschaft, damit wir auch in Zukunft 
genügend Arbeitsplätze in Deutschland er- 
halten, nur erreichen, wenn wir einen 
grundlegenden Einstellungswandel in un- 
serer Gesellschaft insgesamt erreichen. 

Dieses Zusammenwirken von Politik und 
Tarifpartnern, den Einstellungswandel in 
allen Bereichen unserer Gesellschaft errei- 
chen wir am ehesten, wenn darüber ein 
Dialog stattfindet. Deswegen ist es so 
wichtig und richtig, daß der Bundeskanz- 
ler die Verantwortlichen aus Wirtschaft 
und Gewerkschaften zum ständigen Dia- 
log eingeladen hat und daß dieser Prozeß 
voranschreitet. 

Infos für Wahl kämpfe 

Ab dem 22. Januar bietet die Bun- 
desgeschäftssteile unter dem 

Menüpunkt „Wahlkämpfe/Infos für 
Wahlkämpfer" einen Sonderservice 
an, der möglichst aktuell zum politi- 
schen Geschehen in Bonn Informatio- 
nen und Argumentationen bereitstellt. 
gerade im Hinblick auf die konkre- 
ter werdende Diskussion über das 

„Aktionsprogramm für Wachstum 
und Beschäftigung" werden Land- 
tagswahlkämpfe zunehmend auch 
mit Bonner Themen zu bestreiten 
sein. 

Wenn Sie weitere Themen- 
wünsche haben, wenden Sie 
sich bitte an Herrn Lueg, 
Tel. 0228/544-357. 
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Was wir aus den Gewerkschaften, vom 
DGB-Vorsitzenden bis zur IG Metall und 
anderen - ich will gar nicht alle aufzählen 
-, in den letzten Monaten gehört haben, ist 
doch von wesentlich mehr Einsicht in die 
Notwendigkeiten und Möglichkeiten ge- 
prägt als das, was Herr Lafontaine, Herr 
Schröder und - meistens - auch Herr 
Scharping zu diesem Thema sagen. 
Aber was machen wir jetzt? - Heute, am 
18. Januar, findet die nächste Runde der 
Gespräche zwischen Arbeitgebern und 
Gewerkschaften im Metallbereich statt. 
Am 23. Januar, nächste Woche, ist das 
nächste Gespräch im Bundeskanzleramt 
zwischen Politik, Regierung, Gewerk- 
schaften und Arbeitgebern. Am 30. Januar 
soll der Jahreswirtschaftsbericht verab- 
schiedet und daraus die notwendige 
Schlußfolgerung gezogen werden; das 
sollte unter Anstrengung aller Beteiligten 
zu einem positiven Ergebnis gebracht wer- 
den. 
Aber jetzt nutzen Sie zur selben Stunde ei- 
ne Debatte über Umweltpolitik, um hier 
die Regierung zu beschimpfen. Das bringt 
unser Land überhaupt keinen Schritt vor- 
an. Das nützt der Sache nicht! 
Jetzt will ich ein paar Punkte sagen, ohne 
die Ergebnisse vorwegzunehmen: Wir 
werden am 8. Februar in aller Gründlich- 
keit die Argumente austauschen. Wir wer- 
den dann sehen, was Graf Lambsdorff ge- 
sagt hat. Ihre Überschriften interessieren 
mich schon lange nicht mehr. Die Unter- 
nehmensteuerreform ist durch die sozial- 
demokratische Mehrheit im Bundesrat 
noch immer blockiert, und das schadet den 
Arbeitsplätzen. 

Sie reden von Modernisierung. Wenn wir 
die dynamischen Wachstumskräfte in un- 
serem Land stärken wollen, müssen wir 
auf moderne Techniken setzen. Das sagen 
Sie in Ihren Überschriften jetzt auch. Aber 
wenn es um den Transrapid geht, dann 
sind die Sozialdemokraten vor Ort dage- 

gen. Das Wort „Gentechnik" haben Sie in 
der Beschlußvorlage für Ihren Parteitag 
vermieden. 

Also: Wenn es konkret darum geht, 
die Wachstumskräfte zu stärken, 
müssen wir auf moderne Techniken 
setzen. Denn nur an der Spitze des 
technischen Fortschritts können wir 
unseren höheren Wohlstand und un- 
sere höhere soziale Sicherheit auf den 
Weltmärkten erhalten. Aber wenn es 
konkret wird, sind Sie immer dage- 
gen. Die Überschriften interessieren 
nicht; es geht ums Kleingedruckte 
und um die konkreten Abstimmun- 
gen. Sie sollten Ihr Blockadeverhal- 
ten endlich aufgeben! 

Die Bundesregierung hat in der vergange- 
nen Woche ein ganzes Bündel von Maß- 
nahmen zur Entschlackung von Planung^' 
und Genehmigungsverfahren auf den Weg 
gebracht, ein bemerkenswertes Maßnah- 
menbündel. Es ist dringend notwendig; 
denn es gibt kein Land, in dem die Geneh- 
migung von öffentlichen wie privaten In- 
vestitionen länger dauert, teurer ist und in1 

Ergebnis weniger vorhersehbar und kalku- 
lierbar ist als in der Bundesrepublik 
Deutschland. Das schadet dem Standort 
Deutschland, und das schadet den Chan- 
cen für Arbeitsplätze und Beschäftigung 'n 

unserem Land. 

Und was haben Sie gemacht? - Sie haben 
das Maßnahmenbündel, als die Bundesre- 
gierung es beschlossen hat, sofort kriti- 
siert; da werde der Umweltschutz geschä- 
digt. Sie haben schon angekündigt, daß 
Sie es mit Ihrer Mehrheit im Bundesrat 
blockieren wollen. 
Weil ich gerade bei den Bundesländern 
bin, will ich doch auf folgendes aufmerk- 
sam machen: In Berlin haben der SPD- 
Vorsitzende Lafontaine und sein außenp0' 
litischer Sprecher Scharping ein gemein- 
sames Programm verkündet. Punkt zwei 
war, die kommunalen Altschulden voll in 
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en Bundeshaushalt zu übernehmen. - 
as bringt mich zu folgender Bemerkung 

r^as muß ich doch einmal sagen -: Der 
w,ssenschaftliche Beirat beim Bundesmi- 
•sterium der Finanzen, der auch nicht im- 

mer nur zur Freude des Finanzministers 
schreibt - das ist wohl so; aber das muß 
ln wissenschaftlicher Beirat auch machen 

-i hat in diesen Tagen ein Gutachten vor- 
legt, in dem er geschrieben hat: Die Fi- 
^anzverteilung und die Aufgabenvertei- 
Ung zwischen Bund und Ländern nach 
,er deutschen Einheit sind völlig unbefrie- 

!§end zu Lasten des Bundes, und das 
muß korrigiert werden. 
Inbez zug auf den Solidarpakt haben wir - 

a Waren wir ja beide dabei, Herr Kollege 
cnarping - im Kanzleramt ein großes 
r°gramm - es hat übrigens auch mit dem 

Jolidaritätszuschlag zu tun, Graf Lambs- 
0rff; also Vorsicht mit der vorschnellen 
0rderung, ihn abzuschaffen; wir können 
s nur im Rahmen des Möglichen - verab- 

.ec*et> bei dem damals vorgesehen war, 
p.   die westdeutschen Länder 1995 einen 

nanzierungsbeitrag zur deutschen Ein- 
,eit von netto etwas über 6 Milliarden DM 
Listen. 

^,e tatsächlichen Zahlen des Jahres 1995 
• 1§en: Die westdeutschen Länder haben 

en Finanzierungsbeitrag zur deutschen 
g'nheit von null im Jahre 1995 geleistet. 

lcl jetzt kommen Sie mit der Forderung, 
noch 
licht! 

einmal draufzusatteln. Das geht 

~s gehört auch zur wirtschaftlichen 
Lage, daß es uns gegen alle Erwar- 
tungen gelungen ist, die D-Mark sta- 
bll zU halten. Das ist eine grandiose 
Leistung und ein großer Erfolg der 
Bundesregierung und des Bundesfi- 
nanzministers und ist nicht hoch ge- 
nug einzuschätzen. Das ist im übri- 
gen ungeheuer wichtig für alle sozial 
schwächeren Schichten in unserem 
Lande. Die Inflation ist die brutalste 
Ausbeutung gerade der sozial 

Schwächeren, doch bei uns herrscht 
Stabilität. 

Aber das werden wir auf die Dauer nur 
beibehalten, wenn wir, Bund und Länder, 
einigermaßen gleichgerichtet und fair mit- 
einander umgehen. Deswegen macht es 
zum Beispiel keinen Sinn, bei der Pflege- 
versicherung im Vermittlungsausschuß zu 
verabreden, daß die Länder alle Ersparnis- 
se, die sie durch die Pflegeversicherung 
bei der Sozialhilfe haben, in Form von In- 
vestitionszuschüssen für die Pflegeheime 
geben, und diese dann.zu verweigern, da- 
mit die Pflegeversicherung stärker belastet 
wird. 
Ich komme jetzt zu den kommunalen Alt- 
schulden in den neuen Bundesländern, die 
wirklich ein schwieriges Problem sind. Ich 
will daran erinnern, daß wir im Solidar- 
pakt gemeinsam verabredet haben, wie die 
Lasten getragen werden. Ich will daran er- 
innern, daß der Sprecher der ostdeutschen 
Ministerpräsidenten damals gesagt hat, 
daß nach dieser großzügigen Haltung des 
Bundes die ostdeutschen Länder keine 
weiteren finanziellen Forderungen an den 
Bund mehr haben werden. 
Dann habe ich im Herbst vergangenen 
Jahres öffentlich vorgeschlagen, man mö- 
ge sich doch bei den kommunalen Alt- 
schulden einigen; der Bund solle entge- 
gen den Absprachen einen Beitrag lei- 
sten. Ich habe vorgeschlagen, jede staatli- 
che Ebene möge ein Drittel tragen. Da- 
mals hat mich der Bundesfinanzminister 
einigermaßen kritisch angeschaut. Inzwi- 
schen hat die Bundesregierung angebo- 
ten, die Hälfte, also 50 Prozent, zu zah- 
len. Das ist mehr, als ich damals vorge- 
schlagen habe. Die ostdeutschen Länder 
blockieren und sagen: Unter 100 Prozent 
geht gar nichts. 

So können wir nicht miteinander umge- 
hen. So bringen wir die öffentlichen Haus- 
halte auf Dauer nicht in Ordnung. Wenn 
wir die öffentlichen Haushalte aber nicht 
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in Ordnung halten, dann wird es nicht ge- 
lingen, die Staatsquote, die Steuer- und 
Abgabenquote zu reduzieren. Wenn wir 
die Staatsquote, die Steuer- und Abgaben- 
quote nicht reduzieren, werden wir die 
Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Wirt- 
schaft nicht verbessern. Da ist der Zusam- 
menhang. Deswegen gehört das eine zum 
anderen. 
Wir sollten auch keine Illusionen nähren. 
Die alten Irrtümer werden alle unsere Pro- 
bleme nicht lösen und nicht einen einzigen 
zusätzlichen Arbeitsplatz schaffen. Es hat 
keinen Sinn, durch Arbeitszeitverkürzung 
den Mangel anders zu verteilen. Wir brau- 
chen mehr Arbeitsplätze, mehr wirtschaft- 
liches Wachstum. Man kann Mangel nicht 
richtig verteilen, sondern man muß ihn 
durch Wachstum beseitigen. 
Es macht keinen Sinn, zu sagen - wie La- 
fontaine, SPD-Vorsitzender, zeitweilig im 
Inland anwesend, es noch vor ein paar Ta- 
gen im Gegensatz zu den Gewerkschaften 
gesagt hat -: Wir brauchen stärkere Lohn- 
erhöhungen, weil auf diese Weise die pri- 
vate Nachfrage gestärkt wird. 

Wir müssen Kosten begrenzen, weil 
wir sonst nicht wettbewerbsfähig 
sind. Es macht keinen Sinn, durch 
höhere Neuverschuldung des Staates 
die Inflation anzuheizen und zu glau- 
ben, die Probleme seien dann ein 
bißchen weniger drückend. Das ist 
Rauschgift! Aber wer Rauschgift zur 
Lösung seiner Probleme nimmt, 
wird süchtig und abhängig. Das ist 
der falsche Weg. Das können wir al- 
les nicht machen. 

Damit bleiben uns nur ungewöhnlich be- 
grenzte Spielräume zur Lösung der Pro- 
bleme. 
In meinem letzten Beitrag von diesem Pult 
aus habe ich gesagt - es geht um den Zu- 
sammenhang mit der Ökologie; Hans-Pe- 
ter Repnik hat es gesagt -: Natürlich müs- 
sen wir mehr für die Umwelt tun. Aber 

keine Regierung in der Geschichte der 
Bundesrepublik Deutschland hat mehr für 

die Erhaltung der Umwelt getan als diese 
Bundesregierung. Nur: Die Modelle in 
akademischen Seminaren - leicht zu ver- 
treten: eine Umschichtung da, hier Steuer11 

runter, dort Steuern rauf, das Ganze insge' 
samt aufkommensneutral - funktionieren 
in der Wirklichkeit unserer Sozialen 
Marktwirtschaft nicht. Deswegen sind ufl' 
sere Spielräume so begrenzt. Wir können 
weder die Schulden erhöhen, noch können 
wir einfach umschichten. Wir müssen die 
Belastungen senken. Wer sparen will, m^ 
Ausgaben kürzen. 

Das gilt auch für den Bereich der sozialen 
Sicherung. Niemand, der über diese Fra- 
gen nachdenkt, will irgend jemandem et- 
was wegnehmen. Was wir wollen, ist, al- 
len Menschen in unserem Lande, den alte' 
ren und den jüngeren, möglichst viel Si- 
cherheit geben. Was wir wollen, ist, mög' 
liehst allen eine Chance geben, reguläre 
Arbeitsplätze zu bekommen. Es geht nie"1 

um das Kürzen und das Wegnehmen, son' 
dem es geht darum, Zukunftssicherheit Zü 

schaffen. Deswegen müssen die Lasten 
tragbar bleiben. 

Wer nicht bereit ist, darüber nachzuden- 
ken, wo wir im Interesse der Sicherheit 
von Renten, von Krankenvorsorge, von 
Pflege, unseres Wohlstands die Lasten 
tragbar halten können, der versündigt sie«1 

an der Zukunft. 

Dieses Nachdenken muß geschehen. Es 
gibt den bequemen Ausweg nicht. Wenn 
wir in diesem Sinne Schritt um Schritt ar- 
beiten, haben wir auch Chancen, die Pr°' 
bleme weiter zu lösen. Es gibt überhaupt 
keinen Grund zur Resignation. 

Wir haben in Deutschland nicht nu» 
eine hohe Arbeitslosenquote, son-   1 
dem wir haben nach wie vor auch e 

ne Vielzahl von Arbeitsplätzen, für 
die es auf dem deutschen Arbeits- 
markt und auf dem Arbeitsmarkt 
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der Europäischen Union keine Be- 
schäftigten gibt. Deswegen muß die 
Arbeitsverwaltung noch immer 
annähernd eine Million Ausnahme- 
genehmigungen vom Anwerbestopp 
erteilen. Auch das gehört zur Wirk- 
lichkeit! 

a haben wir eine dramatische Fehlent- 
Kklung in der Bau Wirtschaft. Um dem 
j^gegenzuwirken, braucht die Baubran- 

P   auch Zeit zur Umstellung. Und das 
ntsendegesetz ist dazu da, Zeit zu schaf- 
n> um Umstellungen für die Harmonisie- 
ng der Wettbewerbsbedingungen auf 

em europäischen Arbeitsmarkt auch in 
-r Baubranche vorzunehmen. Darüber 
nn man und sollte man vernünftieerwei- 

Se reden. 

?  möchte eine letzte Bemerkung mä- 
hen, denn mit der Art, wie Sie die Debat- 
anlegen, soll ja der Eindruck hervorge- 
en werden, als würde nichts geschehen, 

j ber* Frau Kollegin Fuchs, das Gegenteil 
lst richtig. 

,   nn Sie einmal die Presseerklärungen 
pvs neben Ihnen sitzenden Kollegen 
preßler nehmen: Er gibt jede Woche zwei 
. .^Verklärungen ab, in denen er konkre- 
te   °rhaben der Bundesregierung oder der 

ähtion angreift und sagt, das komme 
M in Frage, das sei völlig unangemes- 

an" "" S'e §reifen ja jeden Schritt ständig 

de e° Sie sich doch die Tagesordnung 
dest 

r ^Jtzungswochen des Deutschen Bun- 
des im Januar und Februar an! 

Wir reden über die Reform der Ar- 
beitslosenhilfe. Wir sind bei der 
^euformulierung des Arbeitsförde- 
^ngsgesetzes. Wir sind dabei, die 
penten sicher zu machen, indem die 

ebensarbeitszeit an das gesetzliche 
Rentenalter angenähert wird. Wir 
S|nd mitten in den Arbeiten zur Zu- 

kunftssicherung unserer gesetzlichen 
Krankenversicherung, um nur ein 
paar Stichworte zu nennen. 

Wir werden ein Bündel von Maßnahmen 
zur Verbesserung des deutschen Kapital- 
markts vorlegen, weil es wahr ist, daß kein 
vergleichbares Industrieland ein so schma- 
les Angebot an privat haftendem Kapital 
auf dem Kapitalmarkt hat. 

Wir müssen die Kapitalmöglichkeiten für 
kleine und mittlere Unternehmen verbes- 
sern. Es ist wahr: Wir werden im Bereich 
der Großindustrie zusätzliche Arbeits- 
plätze nicht gewinnen, sondern nur durch 
neue kleine und mittlere Unternehmen - 
neue Unternehmen sind meistens kleine 
-, und im übrigen auch durch die Expan- 
sion von kleinen und mittleren Unterneh- 
men. 

Ebenso wird der tertiäre Sektor, der 
Dienstleistungssektor - moderne wie alte 
Dienstleistungen -, der eigentliche Wachs- 
tumsbereich für zusätzliche Arbeitsplätze 
sein. Bisher haben Sie unsere Vorschläge, 
etwa private Haushalte zusätzlich als Ar- 
beitgeber zu gewinnen, blockiert; jetzt sa- 
gen Sie, in der Frage seien Sie bereit, 
nachzugeben. 

Das ist ein Schritt in die richtige Richtung. 
Aber ich hoffe, wir haben dann auch die 
richtigen Abstimmungsergebnisse in Bun- 
destag und Bundesrat, damit wir die Sache 
voranbringen. 

Es gibt eine Fülle von Maßnahmen, es 
gibt überhaupt keinen Grund, zu resignie- 
ren. Es gibt überhaupt keinen Grund, den 
Eindruck zu erwecken, es geschehe nichts. 
Wir arbeiten Schritt für Schritt. Wir sind 
mitten in der Arbeit. Wir werden über die 
Maßnahmen zur Verbesserung der Mög- 
lichkeiten insbesondere für kleine und 
mittlere Unternehmen im Zusammenhang 
mit dem Jahreswirtschaftsbericht am 8. 
Februar hier debattieren. • 
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Lafontaines 2-Monats-Bilanz: 
Zick-Zack-Kurs ohne Orientierung 
Eigentlich haben Politiker in neuen 
Ämtern Anspruch auf eine Schonzeit 
von 100 Tagen. Im Fall Oskar Lafontai- 
ne aber ist eine Zwischenbilanz nach 
zwei Monaten als SPD-Vorsitzender er- 
laubt und notwendig. Sie könnte ver- 
heerender nicht ausfallen. 

Unverantwortlicher Umgang mit den 
Staatsfinanzen und der Staatsverschul- 
dung: Völliger Zick-Zack-Kurs. Auf dem 
SPD-Parteitag wird unter Regie von Oskar 
Lafontaine mit viel Wirbel ein „Wirt- 
schaftsprogramm" beschlossen, in dem ei- 
ne strikte Begrenzung der Neuverschul- 
dung als wichtiges Ziel bezeichnet wird. 
Vier Wochen später empfiehlt der SPD- 
Vorsitzende Lafontaine als Rezept für 
mehr Beschäftigung Konjunkturprogram- 
me auf Pump. Nach heftigem innerparteili- 
chen Protest vollzieht der SPD-Vorsitzende 
wenige Tage später einen erneuten Kurs- 
wechsel in Richtung auf die stabilitäts- 
orientierte Politik der Bundesregierung mit 
strikter Begrenzung der Neuverschuldung. 
Zurück bleibt eine verwirrte und orientie- 
rungslose SPD. 

Unverantwortliche Aufwertung der 
kommunistischen PDS und Aufkündigung 
des Konsenses der Demokraten in 
Deutschland: Entgegen jahrzehntelanger 
Übung und guter demokratischer Gepflo- 
genheit trifft sich Oskar Lafontaine nach 
seiner Wahl zum SPD-Vorsitzenden nicht 
als erstes mit den Vorsitzenden der demo- 
kratischen Parteien, sondern mit dem 
SED/PDS-Nachlaßverwalter im Deut- 
schen Bundestag, Gregor Gysi, zu einem 
Strategiegespräch. Nach heftigen inner- 
parteilichen Protesten im Vorfeld wird das 
Gespräch nicht abgesagt, sondern geheim 
geführt. 

Außenpolitisch verhält sich der neue 
SPD-Vorsitzende wie ein Elefant im Por- 
zellanladen: Statt zu Gesprächen bei den 
wichtigsten Verbündeten Deutschlands 
reist der SPD-Vorsitzende nach Moskau 
und trifft sich dort zuerst ausgerechnet m'1 

dem Vorsitzenden der kommunistischen 
Partei. Das ist ein Schlag ins Gesicht un- 
serer Verbündeten und offenbart die 
außenpolitische Unzuverlässigkeit und 
Taktlosigkeit der SPD. 

Unverantwortlicher Umgang mit den1 

Thema Vereintes Europa, Stabilität und 
Währungsunion: Rein populistisch und 

Von Eduard Oswald, Parla- 
mentarischer Geschäftsfüh- 
rer der CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion 

opportunistisch macht der SPD-Vorsitzen- 
de Stimmung gegen die Währungsunion. 
Wenige Wochen später muß er sich vom 
DGB belehren lassen, daß mit bestehende1" 
Währungsunion in Europa über 700.000 
Arbeitsplätze schon heute gerettet werden 
könnten. 

Gestörtes Verhältnis zur Bundeswehr 
und zum internationalen Ansehen 
Deutschlands: Bewußt hat es der SPD- 
Vorsitzende - im Gegensatz zu allen ande' 
ren demokratischen Parteien - vermieden- 
sich bei der historischen Entscheidung 
über den Friedenseinsatz deutscher Sold^' 
ten in Bosnien im Deutschen Bundestag 
hinter den Auftrag für die deutschen Sol- 
daten zu stellen. Ganz deutlich läßt der 
SPD-Vorsitzende seine Fraktion im Bun- 
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Qestag spüren, daß er eine andere Politik 
tür besser hielte. Die SPD-Fraktion hat 
mit Mehrheit das Gegenteil dessen be- 
schlossen, was Oskar Lafontaine in den 
etzten Jahren als Herzstück seiner Politik 
Zeichnet hat. Seine Meinung dürfte er 

J^ht geändert haben. 

^* Völlig enttäuschend war das 
"1 ^-Punkte-Programm gegen Arbeitslo- 
sen": Ein wenig substantielles Sam- 

melsurium bekannter Allgemeinplätze, 
pußer der Forderung nach Abbau von 
U verstunden enthält das Sofortprogramm 
Keine konkreten Vorstellungen und Vor- 
schläge für mehr Wachstum und Schaf- 

• Jjjjg von Arbeitsplätzen. Weder erteilt die 
"D konjunkturellen Strohfeuerprogram- 

nen auf Pump eine entschiedene Absage 
n°ch unterbreitet sie praktikable Vorschlä- 
§^zur Sicherung der Sozialsysteme. 

*• Bereits drei Wochen vor Weihnachten 
geht der SPD-Vorsitzende politisch völlig 
j^f Tauchstation: Er überläßt es Herrn 

ressler, den Weg für Steuererhöhungen 

und die Anhebung der Mehrwertsteuer zu 
bereiten. 

Als Kanzlerkandidat der SPD im Jahr 
1990 wandte sich Oskar Lafontaine gegen 
die von der Bundesregierung betriebene 
Politik der Einheit Deutschlands und lehn- 
te entscheidende Schritte wie Wirtschafts- 
und Währungsunion dazu ab. Wenn er nun 
heute von der Verwirklichung der inneren 
Einheit Deutschlands als "höchster Prio- 
rität" spricht, so ist das total unglaubwür- 
dig. 

Was gilt im Hinblick auf den Solida- 
ritätszuschlag? Nach seiner Wahl zum 
Vorsitzenden der SPD bekräftigte er die 
Notwendigkeit des Solidaritätszuschlags 
über das Jahr 1998 hinaus. Andere Finanz- 
und Haushaltspolitiker werden nicht mü- 
de, seine Abschaffung bereits jetzt zu for- 
dern. Was gilt nun? Auch im Hinblick auf 
die generelle Steuer- und Abgabenlast 
bleibt Lafontaine widersprüchlich. Sen- 
kung der Belastungsquote oder Draufsat- 
teln durch „Öko-Steuerreform"? 

Friedrich Merz gewann das „Goldene Mikrofon" 
Teilnahmebe- 
rechtigt an 
dem vom För- 
derkreis Poli- 
tische Rheto- 
rik veranstal- 
teten Wettbe- 
werb waren 
alle Abgeord- 
neten, die 

1994 erstmals in den Bundestag ge- 
wählt wurden. Sie hatten die Aufgabe, 
sich ohne Vorbereitung in freier Rede 
zu einem vorgegebenen Thema zu 
äußern. Die Siegerrunde wird im 
weltweiten Computerdienst Internet 
verbreitet. 

Gewinner des „Goldenen Mikro- 
fons" für rhetorische Leistungen ist 
der CDU-Bundestagsabgeordnete 
Friedrich Merz. 
Der 40jährige Finanzexperte setzte 
sich am 16. Januar beim ersten Rede- 
Wettstreit für Abgeordnete des Bun- 
destages gegen 16 Konkurrenten aus 
anderen Fraktionen durch. 
Die Jury - Rudolf Dreßler, Heiner 
^eißler, Jürgen Möllemann und Rezzo 
Schlauch - zeigten sich von der witzi- 
gen und schlagfertigen Vorstellung des 
Nachwuchspolitikers aus dem sauer- 
indischen Brilon besonders beein- 
druckt. 
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Zur Entwicklung der 
Arbeitsmarktzahlen 1995 

Im Jahresdurchschnitt 1995 waren 
3.611.900 Menschen arbeitslos. Das sind 
zwei Prozent (oder 86.100) weniger als 
1994. Damit ist die Arbeitslosigkeit 1995 
in Deutschland im Vergleich zu 1994 ge- 
sunken. 
Während in den neuen Bundesländern die 
jahresdurchschnittliche Arbeitslosigkeit 
um rund 95.000 auf 1.047.000 sank, stieg 
die Arbeitslosigkeit in den alten Bundes- 
ländern allerdings um 8.900 auf 
2.564.900. 

Arbeitslosenquote 
- Jahresdurchschnitt 1995 - 

1995 1994 
im Westen 
im Osten 
Gesamt- 
deutschland 

8,3 % 
14,0% 

9,4 % 

8,2 % 
15,2% 

9,6 % 

13 Prozent mehr 
Stellenvermittlungen 
1995 konnten in Deutschland fast 76.000 
Stellen mehr als im Vorjahr von den Ar- 
beitsämtern vermittelt werden. Damit er- 
hielten 3.208.900 Menschen eine Stelle 
über das Arbeitsamt. Erfahrungsgemäß su- 
chen und finden viele Menschen aller- 
dings auch ohne Arbeitsamt eine neue 
Stelle. 

Umbau bei den Maßnahmen der 
aktiven Arbeitsmarktpolitik 
Ein behutsamer Umbau bei der Ge- 
währung von Maßnahmen der aktiven Ar- 
beitsmarktpolitik in den alten und neuen 
Bundesländern hat begonnen. Während in 
den alten Bundesländern die Anzahl der 

Maßnamen leicht zunahm, wurde in den 
neuen Bundesländern ein Abbau der Maß' 
nahmen der aktiven Arbeitsmarktpolitik 
vorgenommen. 
Die aktive Arbeitsmarktpolitik entlastete 
den Arbeitsmarkt in den alten Bundeslän- 
dern zuletzt um rund 670.000 Menschen- 
Das sind 70.000 mehr als im Vorjahr. Es 
wurden verstärkt Eingliederungshilfen, 
Lohnkostenzuschüsse für Ältere und 
Langzeitarbeitslose sowie Maßnahmen V$ 
Förderung der Aufnahme einer selbständi' 
gen Tätigkeit in Anspruch genommen. In 
der Vergangenheit war der Blick fast aus- 
schließlich auf Arbeitsbeschaffungsmaß- 
nahmen gerichtet. 
Das sogenannte Überbrückungsgeld zur 
Förderung der Aufnahme einer selbständi' 
gen Tätigkeit wurde rund 47.000mal be- 
willigt. Das ist fast das Doppelte im Ver- 
gleich zum Vorjahr. Von 100 neuen Selb- 
ständigen stellte jeder mindestens einen 
Mitarbeiter ein. 

In den neuen Bundesländern erhielten im 
Vergleich zum Vorjahr fast 77.000 Men- 
schen weniger eine beschäftigungsför- 
dernde Maßnahmen zugewiesen. Trotz- 
dem blieb das Niveau mit 279.800 Maß- 
nahmen auch 1995 hoch. 
Erfreulicherweise wurden viermal so viele 

Anträge auf Beschäftigungshilfen für 
Langzeitarbeitslose bewilligt wie im Vor- 
jahr. 

Arbeitslosenquote für Frauen 
im Westen erstmals 
unter der Männerquote 
Erstmals seit 1969 lag die Arbeitslosen- 
quote für Frauen in den alten Bundeslän- 
dern im Jahresdurchschnitt unter der Qu°' 
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für Männer. Der Wert ist zwar mit 9,2 
rozent (Männer: 9,3 Prozent) nur gering- 
u8'g niedriger, verdeutlicht aber eine 

neue Entwicklung. 
m Osten war die Arbeitslosenquote für 

J^uen deutlich höher: Mit 19,3 Prozent 
s sie mehr als doppelt so hoch wie die 

VUoten für westdeutsche Männer und 
rauen und fast doppelt so hoch wie die 
rbeitslosenquote für ostdeutsche Män- 

"er' die im Jahresdurchschnitt 10,7 Pro- 
em betrug. Der Anteil der Frauen an der 
esamtzahl der Arbeitslosen beträgt damit 

^ Osten rund 63 Prozent. Zwar ent- 

inn Clte Sich der Arbeitsmarkt fur Frauen 
? ^tdeutschland in der Tendenz besser 

• s Ur Männer; dennoch haben es Frauen 
li h    neuen Ländern weiterhin wesent- 
cn schwerer, Arbeit zu finden. 

^ehr ältere Arbeitslose 
in'H ^ahl der über 55jährigen Arbeitslosen 
p   en alten Bundesländern stieg mit elf 
r   

Zent außergewöhnlich stark. Damit wa- 
che576'900 über 55Jahrige auf Arbeitssu- 

60 nn   Cnn *n den neuen Bundesländern 
los       Wuschen weniger langzeitarbeits- 

waren als im Vorjahr, waren immer 

noch 300.000 Menschen länger als ein 
Jahr arbeitslos. Der Anteil der Langzeitar- 
beitslosen ist hier auf 30 Prozent gesun- 
ken. Ursache hierfür sind verstärkte Ver- 
mittlungsaktivitäten der Arbeitsämter für 
diese Personengruppe. 

Dauer der Arbeitslosigkeit sinkt 
Die Dauer der Arbeitslosigkeit in den neu- 
en Bundesländern ist erfreulicherweise 
kürzer geworden, nämlich 30 statt 36 Wo- 
chen. 

1996: Aktive Arbeitsmarktpolitik 
auf hohem Niveau 
Auch 1996 kommt der aktiven Arbeits- 
marktpolitik ein besondere Bedeutung zu. 
In Deutschland werden 270.000 Menschen 
an Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen und 
500.000 an Fortbildung und Umschu- 
lungsmaßnahmen teilnehmen. Wurden 
1991 8,1 Milliarden Mark für Arbeitsbe- 
schaffungsmaßnahmen ausgegeben, so 
sind es 1996 über 1,5 Milliarden Mark 
mehr: insgesamt 9,8 Milliarden Mark. 
Auch der Ansatz für Fortbildungs- und 
Umschulungsmaßnahmen ist von 11,6 
Milliarden Mark auf 15,7 Milliarden Mark 
gestiegen. 

Haushalt der Bundesanstalt für Arbeit 

1996 1995 
'ns9esamt: 
Qavon 

99,4   Mrd. DM 100,5  Mrd. DM 

-^ügeszuschuß 

•S^rfliche Fortbildung 

4,3   Mrd. DM 11,4 Mrd. DM 

^rbeitsbeschaffungs- 
^!5n^hmen_ 

^hnkostenzuschü 

15,6   Mrd. DM 15,1   Mrd. DM 

9,8   Mrd. DM 9,6 Mrd. DM 

usse 
^2Hj49 und§ 242 sAFG 

^itslosengeld 

3,1   Mrd. DM 3,3 Mrd. DM 
49,0   Mrd. DM 47,3 Mrd. DM 
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Gewässer schützen - Kosten senken 
Zur Gebührenentwicklung im Abwas- 
serbereich erklärten der umweltpoliti- 
sche Sprecher, Klaus Lippold, und der 
Berichterstatter der CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion, Kurt-Dieter Grill: 
Die besorgniserregende Gebührenentwick- 
lung im Bereich der Abwasserbeseitigung 
hat die Koalitionsfraktionen veranlaßt, 
einen Antrag im Deutschen Bundestag 
einzubringen. Mit dem Antrag fordern wir 
die Bundesregierung insbesondere auf, ge- 
meinsam mit den Ländern und den kom- 
munalen Spitzenverbänden unverzüglich 
ein Aktionsprogramm "Mehr Gewässer- 
schutz - geringere Kosten und Gebühren" 
zu erarbeiten, das in den Jahren 1996 bis 
1998 umgesetzt werden soll. 
Das Aktionsprogramm soll folgende Ziele 
erreichen: 

Neue Modelle zur Organisation der 
Ver- und Entsorgung, um durch Wettbe- 
werb und durch dem wirtschaftlichen 
Handeln angemessene Betriebsformen 
(z. B. Eigengesellschaften oder Eigenbe- 
triebe) Kosteneinsparungen und innovati- 
ve Lösungen zu erreichen. 

Vorgaben für eine klare Kostenzu- 
rechnung und zur Offenlegung der Kosten 

für Bürgerinnen und Bürger und für mög' 
liehst kostengünstige und einheitliche Bß' 
rechnungsweisen der kalkulatorischen K°' 
sten (z. B. Anschaffungs- statt Wiederher- 
stellungskosten als Grundlage für die Ab- 
schreibung, realistische Abschreibungs- 
zinssätze, realistische Buchwerte, Aus- 
schluß von Anliegerbeiträgen (Dritt-Kap1' 
tal) aus der Abschreibung und Verzin- 
sung). 

Weitere Überarbeitung der techni- 
schen Regeln mit dem Ziel der Kosten- 
senkung. 

Novellierung bzw. Schaffung der gc 
setzlichen Grundlagen bei Bund und Län- 
dern im Sinne der Verwirklichung der ver- 
einbarten Ziele. Hierzu zählen u. a. eine 
Änderung des Körperschaftssteuergesetze 

zur Einordnung der Abwasserentsorgung 
als Betriebe gewerblicher Art, des Um- 
satzsteuergesetzes und des Haushalts- 
grundsätzegesetzes analog der BHO. 
Die Bundesregierung wird außerdem auf- 
gefordert, gemeinsam mit den Ländern 
dafür zu sorgen, daß durch Änderung und 
Ergänzung der Fachgesetze, der Steuer-, 
haushalts- und vergaberechtlichen Rege- 
lungen sowie des Gemeinde- und kommü' 

Sechs-Millionen-Einwohnermarke überschritten 
Nach der Bevölkerungsfortschreibung; 
die das Hessische Statistische Landes- 
amt am 18. Januar dem Bundesrat 
übermittelte, hat das Land Hessen die 
„magische Grenze" von sechs Millio- 
nen Einwohnern überschritten. Hessen 
hat jetzt 6.000.669 Einwohner und da- 
mit rund 5.000 Einwohner mehr als im 
Vormonat. Diese Tatsache ist deshalb 
von Bedeutung, weil Länder mit mehr 

als sechs Millionen Einwohnern fünf 
Stimmen im Bundesrat haben. Bislang 
hatte Hessen vier Stimmen. 

Mit der fünften Stimme Hessens be- 
trägt die Gesamtzahl der Stimmen im 
Bundesrat 69. Bislang gab es 68 Stim- 
men. Für die Mehrheit sind nach wie 
vor 35 Stimmen erforderlich. 
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,alen Abgabenrechts sichergestellt wird, 
aß in Zukunft für die Abwasserentsor- 

8jn8 im Wettbewerb auf der Basis von 
""tschaftlichkeitsvergleichen die kosten- 

günstigste Lösung für die Gebührenzahle- 
nnnen und Gebührenzahler gefunden 

nxl. Bestehende Hemmnisse sind mög- 
cnst rasch abzubauen, um den jeweils ef- 

fekt rvsten Lösungen zum Durchbruch zu 
Ve»"helfen. 

sPürbare Entlastung 
m im Wettbewerb vergleichbare Aus- 

*angsbedingungen zu schaffen, muß eine 
* euerliche Gleichstellung von privaten 
nd öffentlichen Anbietern gewährleistet 
erden. Dazu sollen u. a. das Körper- 

^haftsteuergesetz, das Umsatzsteuerge- 
,etz sowie das Gewerbesteuergesetz geän- 
ert werden mit der Folge, daß auch öf- 

^ntlich-rechtliche Einrichtungen der Ab- 
asserentsorgung als Betriebe gewerbli- 

ner Art eingestuft werden. Die Kosten- 
utralität dieser Steuerrechtsänderung 

^'1 dadurch sichergestellt werden, daß die 
.   ^asserentsorgung einem ermäßigten 
s 

msatzsteuersatz von 7 Prozent, wie die- 
z- Z. schon für die Trinkwasserversor- 

ng gilt, unterworfen werden. Der Vor- 
peuerabzug soll in voller Höhe von 15 

r°zent erhalten bleiben. Gerade für die 
mmunen in den neuen Ländern mit ho- 

Jj? Investitionsbedarf läge darin eine 
pUrbare finanzielle Entlastung. 

lr halten es für notwendig, im Rahmen 
klr anstehenden Novellierung des WHG 
ZwZUStellen' daß den Kommunen und 

eckverbänden zur Durchführung der 
der^

sserentsorgung, z. B. bei der Wahl 
rau     £amsat'onsf°rm> der gleiche Frei- 
be" A 

ein§eraumt wird, wie er heute schon 
ba ~u     asserversorgung praktiziert wird. 

ruber hinaus soll ähnlich wie beim 
ge^-slaufwirtschaftsgesetz die vollständi- 

Dertragung der Abwasserentsorgungs- 

pflicht als hoheitliche Aufgabe der Kom- 
munen auf Dritte ermöglicht werden (Be- 
leihung). Die Hauptverwaltungsbeamten 
wären dann von der Sorge befreit, daß sie 
beim Umstieg auf Betreibermodelle oder 
Eigengesellschaften zwar Einflußmöglich- 
keiten verlieren, aber weiter strafrechtlich 
verantwortlich und zivilrechtlich haftbar 
bleiben. 

Wichtig ist es, im Rahmen der anstehen- 
den Novellierung des WHG und durch 
entsprechende Regelungen in den Landes- 
gesetzen den Kommunen mehr Spielraum 
für dezentrale Konzepte, die oft kosten- 
sparender als zentrale Lösungen mit lan- 
gen Kanalnetzen sind, einzuräumen. Dazu 
gehört auch die dezentrale Bewirtschaf- 
tung von Regen wasser durch direkte oder 
verzögerte Einleitung in die Vorfluter, mit 
der die Dimensionierung von Kanalnetzen 
und Kläranlagen verkleinert werden kann. 

Mitgliederwerbeaktion 
in Mecklenburg- 

Vorpommern 
Mit einer Werbeaktion will die 
CDU ihrem Mitgliederschwund in 
Mecklenburg-Vorpommern zu Leibe 
rücken. In den kommenden zwölf 
Monaten sollen mindestens 1.000 
neue Mitglieder gewonnen werden, 
sagte die Landesvorsitzende, Angela 
Merkel, in Schwerin. Für April ist 
ein landesweiter Aktionstag mit 
Parteiprominenz geplant. Besonders 
Frauen und junge Menschen sollten 
geworben werden, erklärte die Bun- 
desumweltministerin. Die Zahl der 
CDU-Parteimitglieder ist nach An- 
gaben der Landesgeschäftsstelle 
von knapp 15.000 im Jahr 1991 auf 
unter 10.000 im vergangenen Jahr 
geschrumpft. 
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Deutschland muß mehr als bisher 
High-Tech"-Land werden *5 

Zur Vorstellung einer im Auftrag des 
Bundesministeriums für Bildung, Wis- 
senschaft, Forschung und Technologie 
(BMBF) durchgeführten Analyse der 
technologischen Leistungsfähigkeit 
Deutschlands erklärte Bundesminister 
Jürgen Rüttgers: 
Wir sind nach wie vor ein starkes Techno- 
logieland. Unsere Stärken liegen im Be- 
reich höherwertiger Technologien vor al- 
lem in der Chemie und im Maschinen- und 
Fahrzeugbau, wo zwischen 3,5 und 8,5 
Prozent des Umsatzes für Forschung und 
Entwicklung (FuE) aufgebracht werden 
müssen. Wir sind weniger stark im Bereich 
der Spitzentechnik, etwa bei Mikroelektro- 
nikprodukten und Gentechnik, wo für FuE 
mehr als 8,5 Prozent des Umsatzes einge- 
setzt werden müssen. Wir sind auf den 
Weltmärkten mit ausgereiften Technolo- 
gieprodukten präsent, aber wir setzen zu 
wenig auf die Spitzentechnik, mit der die 
Produkte von morgen gemacht werden. 
Prinzipiell können wir in etlichen Berei- 
chen noch einige Zeit so weitermachen. 
Aber wir leben zunehmend von der Sub- 
stanz. Und wir werden in unseren alten 
Domänen immer stärker herausgefordert 
von neuen Konkurrenten - vor allem Süd- 
korea, Taiwan, Singapur und Irsrael -, die 
auf den dabei entstehenden Mengen- und 
Preiswettbewerb viel besser eingestellt 
sind als wir. 
Auch kann nach den vorliegenden Ergeb- 
nissen der Untersuchung in Zukunft weni- 
ger als noch in den 80er Jahren auf einen 
Beschäftigungsautomatismus technolo- 
gieintensiver Industrien vertraut werden. 
Doch technologieintensive Industrien 
schaffen die Produktivität, die Nachfrage 
und die Technik für neue innovative 

Dienstleistungen. Und dies sind die Berei- 
che, in denen die hochwertigen neuen Ar- 
beitsplätze der Zukunft entstehen können- 
Es reicht nicht, ein gutes Technologieland 
zu sein. Deutschland muß in stärkerem 
Maße als bisher „High-Tech-Land" wer- 
den. - Nicht um heute und morgen mehr 
Wertschöpfung und Beschäftigung zu 
schaffen, sondern um die Chancen der ZU' 
kunft für unser Land zu wahren. 
Auf die Notwendigkeit dieser Weichen- 
stellung weisen zahlreiche Einzelergebnis' 
se der Untersuchung hin (eine detaillierte 
Darstellung der aus Sicht des BMBF 
wichtigsten Ergebnisse der Studie liegt ge' 
sondert vor): 

Multimedia ist Deutschlands Chan' 
ce, die nach wie vor schwache Position i" 
der Informationstechnik zu überwinde*1. 

Das BMBF wird die Mittel zur Förderung 
der Informations- und Kommunikations- 
technik 1996 erstmals über die Grenze 
von einer Milliarde Mark heben. Wir wol' 
len Multimedia möglich machen, indem 
wir auch in rechtlicher und ordnungspoli- 
tischer Hinsicht optimale Entfaltungsmög' 
lichkeiten in Deutschland schaffen. 

Die Biotechnologie ist als zentrale 
Spitzen- und Schlüsseltechnologie Maß' 
stab der technologischen Zukunfts- 
fähigkeit Deutschlands. 
Das Ziel des BMBF, Deutschland zur 
Nummer 1 für Biotechnologie in Europa 
zu machen, hat durch die Untersuchung 
Rückwind erhalten: Wie in keinem ande- 
ren Technologiefeld wird sich in der Bio- 
technik die Zukunftsfähigkeit Deutsch- 
lands erweisen. Beispiel Arzneimittel: UV 
ser traditioneller Erfolg in diesem Bereich 
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aßt sich im kommenden Jahrhundert, 
wenn überhaupt, dann nur mit Spitzen- 
^chnik der Biowissenschaften fortsetzen. 

• In der Umweltschutztechnik ist 
eutschland unverändert stark. Die 

Verfolger - Kanada, Schweden, die Nie- 
erlande und neuerdings auch Däne- 

mark, die Schweiz, Österreich und 
[• »nnland - holen aber auf. Die USA ha- 
°en uns beim Welthandelsanteil mit 19 
r«zent zu 18,5 Prozent knapp den er- 
en platz abgenommen. 

n "er_ Umweltschutztechnik gilt es, den in- 
ernationalen Spitzenplatz Deutschlands zu 

'ten und möglichst auszubauen. Ein neu- 
*jr Schwerpunkt in der Förderkonzeption 

es BMBF wird der produktionsintegrierte 
Umweltschutz sein. Die Mittel für produk- 
j^J^ntegrierten Umweltschutz werden 
Q"6 erneut um 10 Prozent steigen. 

p    Uer Rückzug des Mittelstands aus 
^rschung und Entwicklung ist gestoppt. 
e»ne und mittelgroße Unternehmen er- 

J^schaften im Schnitt höhere Anteile 
res Umsatzes mit neu eingeführten 
r°dukten als Großunternehmen. 

Das 
U 

as BMBF wird durch den Befund der 
tersuchung in seinem Ziel der Förde- 
8 der Innovationsfähigkeit kleiner und 

ittelgroßer Unternehmen bestärkt: Ver- 
angerung des KfW-Innovationskreditpro- 

&ramrns mit einem Umfang von minde- 
rs 1 Mrd. DM pro Jahr; BMBF-Pro- 

y arnm "Beteiligungskapital für kleine 
cnnologieunternehmen" zur Mobilisie- 

"ng von 900 Mio. DM Innovationskapi- 
st • !996 wird das BMBF zusätzliche An- 
t- 

engungen zur Verbesserung der institu- 
tin Rahmenbedingungen für Innova- 
°nskapital für den Mittelstand in 

l^schland unternehmen. 

I     Deutschlands Zukunft als Techno- 
Qp^standort wird sich im Zeitalter der 

°Dalisierung auch nach seiner Fähig- 

keit zu Weltoffenheit bemessen. 
Das BMBF wird die staatlich finanzierte 
Forschungslandschaft den Anforderungen 
internationaler Technologietrends weiter 
anpassen. Multinationale Unternehmen 
werden ermuntert, ihre FuE-Kapazitäten in 
Deutschland anzusiedeln. Deutsche Hoch- 
schulen und deutsche Studiengänge sollen 
internationaler werden. Dies betrifft die 
Organisation, die Sprache, die Studienab- 
schlüsse und die Inhalte entsprechender 
Studiengänge. Speziell die auf Asien bezo- 
genen forschungs-, technologie- und bil- 
dungspolitischen Maßnahmen der Bundes- 
regierung, der Landesregierungen und der 
Wirtschaft hier in Deutschland wird das 
BMBF gezielt koordinieren und effektiver 
machen. Hierzu wurde im November 1995 
ein Asienkonzept des BMBF vorgelegt. 

Technologisch zehrt die deutsche 
Wirtschaft bei den Anlageinvestitionen 
in vielen Bereichen von der Substanz. 

Die Frage der langfristigen Entwicklung 
des deutschen Technologiepotentials be- 
trifft eine der ganz zentral anstehenden 
Zukunftsentscheidungen. Die Frage richtet 
sich in erster Linie an die Unternehmen. 
Deshalb bietet das BMBF deutschen Wirt- 
schaftsverbänden, Unternehmen und Ge- 
werkschaften an, die vorliegende Analyse 
gemeinsam mit den beteiligten Wirt- 
schaftsforschungsinstituten im Rahmen ei- 
ner Konferenz im ersten Halbjahr 1996 
detailliert zu diskutieren. Ziel des BMBF 
ist es, eine umfassende Lageeinschätzung 
sowie Strategieoptionen unter Beteiligung 
der wichtigsten Wissensträger und Akteu- 
re zu erarbeiten. 

Das nationale Innovationssystem 
Deutschlands muß die wissenschaftli- 
chen Stärken besser mit den technologi- 
schen Innovationen verbinden. 
Die Flexibilität staatlicher Forschungsein- 
richtungen und deren Fähigkeit zur Netz- 
werkbildung sollen gezielt erhöht werden. • 
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Planungssicherheit für die 
Krankenhäuser 1996 schaffen 
Aus Anlaß der Verabschiedung des Ge- 
setzentwurfs zur Stabilisierung der 
Krankenhausausgaben 1996 im Bun- 
destag erklärte der gesundheitspoliti- 
sche Sprecher der CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion, Wolf gang Lohmann: 
Der Deutsche Bundestag hat am 19. Janu- 
ar mit der Stimmenmehrheit der Koalition 
in zweiter und dritter Lesung den Gesetz- 
entwurf zur Stabilisierung der Kranken- 
hausausgaben im Jahr 1996 verabschiedet. 
Angesichts der dramatischen Finanzent- 
wicklung der gesetzlichen Krankenversi- 
cherung wird der Handlungsbedarf im 
Krankenhausbereich noch nicht einmal 
von der SPD-Opposition bestritten. 
Mit rd. einem Drittel-Anteil an den Lei- 
stungsausgaben ist der Krankenhausbe- 
reich der größte Ausgabenblock (ca. 80 
Mrd. DM pro Jahr) in der gesetzlichen 
Krankenversicherung. Jeder Prozentpunkt, 
um den die Krankenhausausgaben zusätz- 
lich steigen, kostet die Krankenkassen im 
Jahr rd. 0,8 Mrd. DM. Da die Kranken- 
hausausgaben in den letzten drei Jahren 
mehr als doppelt so stark gestiegen sind 
wie die Löhne und Gehälter der Versicher- 
ten, lagen die Ausgaben in den ersten neun 
Monaten des Jahres 1995 bei 3,5 Mrd. 
DM über der Grundlohnsumme. 
Bei Zugrundelegung dieser Zahlen kann 
man davon ausgehen, daß das Inkrafttre- 
ten dieses Gesetzes für die Krankenkassen 
Minderausgaben von mindestens 3 Mrd. 
DM bedeutet. 
Dieses Gesetz ist für die Glaubwürdigkeit 
der öffentlichen Hand, den bisher ungelö- 
sten Krankenhausbereich endlich in den 
Griff zu bekommen, von elementarer Be- 
deutung. Wichtig ist, daß die Koalition 
parallel zu diesem strengen Budget für 

1996 mit dem Gesetzentwurf zur Neuord- 
nung der Krankenhausfinanzierung 1997 
auch die zukünftige Entwicklung im Kran- 
kenhausbereich in Angriff genommen hat- 
Das Lamento der Krankenhäuser - wie 
wir es von allen bisherigen Reformen be- 
reits kennen -, daß sie aufgrund der ge- 
planten Budgetierungen die Patienten 
nicht mehr versorgen könnten, ist unbe- 
gründet. Auch das Stabilisierungsgesetz 
1996 sieht Steigerungsraten vor, die an die 
Entwicklung der Löhne und Gehälter im 
öffentlichen Dienst anknüpfen. BÄT-Zu- 

Das Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes bedeutet für die Kran- 
kenkassen Minderausgaben 
von mindestens 3 Mrd. Mark. 

wachs heißt eben nicht Kürzung oder Sta- 
gnation, sondern weiterhin Steigerung. 
Ebenso werden Folgekosten der Kranken- 
hausplanung zusätzlich berücksichtigt, 
d. h. es müssen keine bereits angelaufene11 

oder fest geplanten Projekte gestoppt wer' 
den. 
Die Krankenhäuser brauchen endlich Pla' 
nungssicherheit für das laufende Jahr 
1996. Mit diesem Gesetz ist die notwendi- 
ge Klarheit geschaffen. Daher mein drin- 
gender Appell an den Bundesrat, dieses 
wichtige Vorhaben nicht aus rein parteip0' 
litischen Gesichtspunkten scheitern zu las' 
sen. Wer, wie die SPD, selbst die Finanz- 
lage der gesetzlichen Krankenversiche- 
rung als alarmierend bezeichnet und aus 
den Ländern die Rufe der Krankenhäuser 
nach einer Planungsgrundlage gehört hat. 
darf das Gesetz im Bundesrat nicht ^ 
blockieren. 
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Wußten Sie, daß 
• die schleswig-holsteinische SPD- 

Ministerpräsidentin Heide Simonis 
nichts dagegen hat, im Bundestag 
mit der PDS gemeinsame Sache zu 
machen? 

-Wir müssen den Bundeskanzler richtig 
jagen. (...) Von mir aus kann man für 
eine vernünftige Sache, z. B. für das 
Bafög, auch mal mit der PDS stimmen. 
(• • •) Das ist zwar eine Kaderpartei von 
.roten Socken', aber wenn wir mal nicht 
nur mit den Grünen, sondern auch mit 
'hrer Hilfe dem Kohl eine schlaflose 
Nacht bereiten könnten, dann sollten 
wir das tun. Da sollten wir uns nicht ins 
Hemd machen." (Bild am Sonntag, 
17.9. 1995) 
• der niedersächsi- 

sche Ministerprä- 
sident Gerhard 
Schröder Koali- 
tionen von SPD 
und PDS für denkbar hält? 

»Irn Osten habe ich den Eindruck, daß 
das eine denkbare Möglichkeit ist." (Ge- 
neral-Anzeiger, 21. 11. 1995) 
• Sachsen-Anhalts Ministerpräsi- 

dent Reinhard Höppner das Thema 
Sozialismus keineswegs als erle- 
digt ansieht? 

••pskar Lafontaines Botschaft an die 
"artei ist: keine Angst mehr zu haben, 
sobald die CDU das Wort PDS aus- 
spricht. Auch das verstehe ich unter 
Normalisierung unseres Verhältnisses 
2ur PDS. Wir fingen doch an zu zittern, 
sobald die CDU die Keule PDS aus- 
packte. (...) 
Aber auch heute täte ein Stück System- 
atik allen in Deutschland gut. Das Un- 
behagen an den bestehenden Verhält- 
nissen sollten wir nicht allein der PDS 
uberlassen. Ich halte es für einen 
schweren Fehler, wenn wir die Sehn- 
sucht nach tiefer Veränderung und 
nach Weiterentwicklung unserer Gesell- 
schaft an die PDS abtreten. (...) Ich will 

das knallhart sagen: Das Thema Sozia- 
lismus, im guten Sinne des Wortes ver- 
standen als eine Suche nach einem ge- 
rechteren Zusammenleben der Men- 
schen, ist eben nicht mit dem Zusam- 
menbruch des real existierenden Sozia- 
lismus erledigt. Das muß doch weiter- 
gehen! Das haben wir völlig vergessen 
über diesem Einigungsprozeß." (Die 
Zeit, 8. 9. 1995) 
• der brandenburgische SPD-Mini- 

sterpräsident Manfred Stolpe mit 
der PDS zusammenarbeiten will? 

„In Sachfragen kann man mit der PDS, 
wie mit jeder anderen, durchaus zu- 
sammenarbeiten." (Westdeutsche All- 
gemeine Zeitung, 30. 3. 1995) 

Was Sie über Lafontaines 

Wunschpartner wissen sollten: 
• derselbe Manfred Stolpe aber auch 

schon einmal die genau entgegen- 
gesetzte Position vertritt? 

„Wer meint, prinzipiell auf die PDS zu- 
gehen zu müssen, der kauft alles mit 
ein, was da an kommunistischen, mar- 
xistisch-leninistischen Tendenzen auch 
vorhanden ist. Und er wird sich daran 
verbrennen." (ARD, „Kontraste", 23. 11. 
1995) 
• es noch im August 1994 in der 

„Dresdner Erklärung" der SPD 
hieß: 

„Eine Zusammenarbeit der SPD mit der 
PDS kommt nicht in Frage?" 
Ein solcher Satz kommt in Lafontaines 
Erklärung von Ende November 1995 
nach einer Besprechung mit den SPD- 
Länderchefs der ostdeutschen Länder 
nicht mehr vor. Hier heißt es: „Wir müs- 
sen uns mit Programm und Politik der 
PDS inhaltlich auseinandersetzen, und 
dazu gehört auch ein fairer, demokrati- 
scher Umgang." So schnell ändern sich 
Grundsatzpositionen in der SPD. 
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Zielvorstellungen für den Sachverständigenrat „Schlanker Staat' 

Reduzierung der 
Staatsaufgaben tut not 

„Verschlankung des Staates" heißt vor 
allem Reduzierung und Begrenzung der 
Staatsaufgaben. Nicht erst die leeren 
Staatskassen und das Ansteigen der 
Staatsquote auf über 50 Prozent haben 
belegt, daß das Ausmaß der staatlichen 
Stellen auferlegten Aufgaben inzwi- 
schen ein Übermaß angenommen hat. 

Vorrangiges Ziel: Qualitative 
Aufgabenkritik 
Reduzierung staatlicherseits wahrgenom- 
mener öffentlicher Aufgaben kann aller- 
dings nicht nach rein quantitativen Maß- 
stäben vorgenommen werden. Es bedarf 
einer permanenten qualitativen Aufgaben- 
kritik, d. h. einer Aufgabenkritik, die sich 
nach rationalen Kompetenz- und Verfah- 
rensmaßstäben richtet. 
Im System des sozialen Rechtsstaates gibt 
es prinzipiell keinen qualitativen Abgren- 
zungsmaßstab des Inhalts, daß bestimmte 
Aufgaben der Gesellschaft und andere 
Aufgaben definitiv dem Staat vorbehalten 
sind. Dem Staat vorbehalten sind die klas- 
sischen Hoheitsaufgaben. Allerdings be- 
steht auch hier Gestaltungsfreiheit, die 
sich daran zeigt, daß selbst in Aufgaben- 
bereichen, in denen durch Gesetz öffent- 
lich-rechtliches Handeln in öffentlich- 
rechtlicher Organisationsform vorge- 
schrieben ist, der Gesetzgeber Änderun- 
gen herbeiführen kann. Es steht ihm jeder- 
zeit frei - aktuelles Beispiel hierfür ist die 
Privatisierung von Bahn und Post -, diese 
Bereiche aus dem Kanon der Staatsaufga- 
ben zu entlassen und sie künftig durch Pri- 
vate in privatrechtlicher Organisations- 
form erledigen zu lassen. 

Im System eines der Gesellschaft, ihren 
Bedürfnissen und ihren Leistungsfähigke1' 
ten geöffneten Sozialstaates lassen sich 
staatliche Aufgaben also nicht auf jenen 
Kanon klassischer Hoheitsaufgaben be- 
schränken. In diesem Sinne gilt heute an- 
erkanntermaßen das Prinzip der „offenen 
Staatsaufgabe", d. h. der demokratische 
Gesetzgeber entscheidet prinzipiell selbst 

Von Rupert Scholz, stellver- 
tretender Vorsitzender 

der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion 

nach eigenem Ermessen darüber, welche 
Aufgaben und ggf. in welcher Form er 
diese wahrnehmen will (staatlicher Kom- 
petenzentscheid). 
Als rationale Maßstäbe kommen dem- 
gemäß nur in Betracht: der Grundsatz der 
Erforderlichkeit, der Grundsatz der Ver- 
hältnismäßigkeit, der Grundsatz der (fi- 
nanziellen/wirtschaftlichen) Leistbarkeit 
(Leistungsfähigkeit), das Gebot einer ent- 
sprechenden Kosten-Nutzen-Analyse (be1 

wirtschaftlich meßbaren Verwaltungslei- 
stungen bzw. -Zuständigkeiten), das Gebo 
des vertretbaren Verwaltungsaufwandes. 
Im Rahmen von Erforderlichkeit und Ver- 
hältnismäßigkeit sind insbesondere auch 
die „gesellschaftlichen Kosten" bestimm' 
ter staatlicher Zuständigkeiten, Regulie- 
rungen etc. mit in die Abwägung einzu- 
stellen. Als weiterer rationaler Abgren- 
zungsmaßstab ist auf das Subsidiaritäts- 
prinzip abzustellen. 
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Als weiterer rationaler Abgrenzungsmaß- 
slab ist auf das Subsidiaritätsprinzip abzu- 
stellen. Dieses ist sowohl auf Aufgabenbe- 
&rundung durch Normen auf den geregel- 
en Umfang staatlicher Aufgabenwahrneh- 

ITlung Operationen anzuwenden. Konse- 
quente Subsidiarität kann im wesentlichen 
auch durch Delegation von Aufgaben vom 

und an die Länder sowie von den Län- 
ern an die Kommunen praktiziert wer- 
en; zugleich ist dabei aber auch die per- 
°nhche Eigenverantwortung des einzel- 

nen Bürgers gefordert. 

Schließlich ist das Subsidiaritätsprinzip 
cn auf Aufgaben anzuwenden, die der 

taat bereits wahrnimmt, die aber - mögli- 
P erweise ~~ ^er staatlicnen Eigenregie oder 
^nwahrnehmung nicht mehr bedürfen; 

heraus folgt eine Pflicht, mögliche Privati- 
lerungen immer wieder zu prüfen, wie 
ies in § 7 BHO ohnehin vorgesehen ist. 
*ne aktive Privatisierungspolitik darf sich 
er nicht nur an dem Kriterium orientie- 

en> ob eine bestimmte Aufgabe für den 
aat finanziell verlustfrei oder gar finanzi- 

[ gewinnträchtig wahrgenommen werden 
arm. Es geht vielmehr um die entspre- 
end privatisierungsfähige Funktion und 

flv-   etwa oc*er &ar primär um das 
lcht-)Entstehen von Verwaltungskosten. 

diesem Zusammenhang sind auch die 
^glichkeiten von Mischformen der Auf- 

§abenWahrnehmung (z. B. private-public- 
P.artnership) in die Überlegungen einzube- 
ulen. 

Qualifizierter Recht- 
^rtigungszwang für den 
tätlichen Gesetzgeber 

D; 
be ?? S.ystem der „offenen Staatsaufga- 
le " J^'ne abstrakt-inhaltlichen (materia- 
Auf       er'en darüber bestehen, welche 
od     be vom Staat wahrzunehmen ist 
te  

r n,cht, bedarf es für staatliche Kompe- 
zt,egründungen und Kompetenzfort- 

führungen formaler Kriterien, denen ent- 
sprechende Kompetenznahmen (Aufga- 
benbegründungen etc.) genügen müssen. 
Solche Kriterien müssen einen qualifizier- 
ten Legitimierungs- bzw. Rechtfertigungs- 
zwang für den staatlichen Gesetzgeber sta- 
tuieren, wobei es auch auf die Überprüf- 
barkeit und ggf. Sanktionsfähigkeit an- 
kommt. Zugleich sollten diese Kriterien 
auch von Bundestag und Bundesrat ange- 
nommen werden. 

Was ist zu tun? 
Reduzierung der Staatsaufgaben bedeutet, 
den bisherigen Aufgabenbestand, aber 
auch die Zuweisung neuer Aufgaben kri- 
tisch zu prüfen mit dem Ziel, 

# sich vor allem auf hoheitliche Tätigkei- 
ten - öffentliche Sicherheit und Ordnung, 
Verteidigung, Steuerverwaltung, Arbeit 
und Soziales -, aber auch auf sonstige ge- 
meinwohl-relevante Verwaltungsaufgaben 
wie Zukunftssicherung, Forschungs- und 
Wissenschaftsförderung, zu konzentrieren, 

# die Wahrnehmung nicht mehr zwingend 
notwendiger Aufgaben einzustellen, 

# die Wahrnehmung einer bisher staatlich 
durchgeführten Aufgabe Privaten zu über- 
lassen, wenn sie dort besser oder ebenso- 
gut und für den Bürger erschwinglich aus- 
geführt wird, 

# einer Entlastung staatlicher Aufsichts- 
und Lenkungsinstrumente durch stärkere 
Nutzung privater Eigenverantwortung und 
berufsrechtlicher Qualifikation (etwa im 
Wege der Beleihung oder Indienstnahme 
Privater sowie sogenannter Audit- und 
Versicherungslösungen), 

# Aufgaben auf nachgeordnete Behörden 
zu delegieren und ihnen damit einen 
größeren Gestaltungsspielraum einzuräu- 
men, soweit es sich nicht um Aufgaben 
handelt, die der Mitwirkung bei der politi- 
schen Willensbildung und Politikformulie- 



Seite 26- UiD 3/1996 STAATSAU FGABEN 

rung oder der Umsetzung politischer Pro- 
gramme und Vorhaben dienen, 

• der sorgfältigen Abklärung dessen, wel- 
che Aufgaben der Bund seit Gründung der 
Bundesrepublik Deutschland aus den Be- 
reichen an sich gezogen hat, die verfas- 
sungsrechtlich grundsätzlich allein den 
Ländern zugewiesen sind; insoweit könnte 
auch das Thema Mischfinanzierung von 
Bund und Ländern gemeinsam wahrge- 
nommener Aufgaben wieder aufzunehmen 
sein. 

• einer strikten Einhaltung des Subsi- 
diaritätsprinzips im Hinblick auf die Zu- 
weisung neuer Aufgaben durch die Eu- 
ropäische Union. 

Berlin-Umzug als Chance für 
Straffung und Reduzierung der 
Bundesministerien 
Die Ministerien des Bundes sollten durch 
Auslagerung operativ-administrativer Auf- 
gaben in den Bereich der Bundesober- 
behörden straffer organisiert und im Er- 
gebnis verkleinert werden. Der bevorste- 
hende Umzug der Bundesregierung nach 
Berlin bietet zu dieser Reorganisation der 
Bundesministerialverwaltung eine einma- 
lige Chance. Schätzungen gehen dahin, 
daß heute allenfalls 40 Prozent, eher weni- 
ger, der ministeriellen Arbeiten in konzep- 
tionell-gestaltenden Aufgaben bestehen. 

Die Ministerien beschäftigen sich also 
heute überwiegend mit nicht genuin-poli- 
tischen Aufgaben. Aus diesem Grund soll- 
te die Bundesregierung in Kürze einen 
Sachstandsbericht zum Berlin-Umzug vor- 
legen, um insbesondere Aufschluß über 
die Möglichkeit zu geben, inwieweit 
durch den Umzug die Bundesministerien 
unter Einhaltung der in Bonn verbleiben- 
den Quote von Planstellen verkleinert 
werden können. 

Prüfaufträge an die 
Bundesregierung 
Die Bundesregierung muß unverzüglich 
zu nachfolgenden Fragen detaillierte Prüf- 
berichte vorlegen: 

• In einem ersten Schritt müssen die Bun- 
desressorts den Ist-Zustand der von ihnen 
einschließlich ihrem Geschäftsbereich 
heute wahrgenommenen Aufgaben dar- 
stellen. Vor allem sollte auch dargelegt 
werden, wo die jeweilige Aufgabe letzt- 
lich herrührt (z.B. aus dem Grundgesetz, 
aus einfach-gesetzlichen Regelungen, aus 
dem Haushaltsplan, aus dem Regierungs- 
programm, aus sonstigen politisch-parla- 
mentarischen Initiativen). 

• In einem nächsten Schritt ist dann zu 
prüfen, welche dieser jetzt vom Bund 
wahrgenommenen Aufgaben grundsätz- 
lich privatisierungsfähig sind; dabei ist 
auch der Gedanke des Wettbewerbs zwi- 
schen staatlicher und privatwirtschaftli- 
cher Leistungserbringung sowie der Ko- 
sten staatlicher Produkte einzubeziehen- 
Zu erinnern bleibt, daß die Ausweitung 
des öffentlichen Dienstes zwischen i960 
und 1992 um rd. 60 Prozent überwie- . 
gend im staatlichen Dienstleistungsange' 
bot stattgefunden hat und nur zum ge- 
ringsten Teil in der eigentlichen Hoheit' 
Verwaltung. Wo (echte) Aufgabenpriva- 
tisierungen im staatlichen Dienstlei- 
stungssektor ausscheiden, ist zumindest 
an die verstärkte Durchführung von Or- 
ganisationsprivatisierungen zu denken- 
Auch ließe sich eine deutlich stärkere 
Entlastung staatlicher Aufsichts- und 
Lenkungsinstrumente durch stärkere 
Nutzung privater Eigenverantwortung 
und berufsrechtlicher Qualifikation, et- 
wa im Wege der Beleihung oder In- 
dienstnahme Privater, denken. In den 
klassischen, auf genuin-hoheitliche 
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'ätigkeiten zugeschnittenen Ministerien 
bleibt Raum jedenfalls für die Privatisie- 
rung von Serviceleistungen. 

* !n einem dritten Schritt muß dann ge- 
prüft werden, welche der vom Bund (wei- 
er) wahrzunehmenden Aufgaben in den 
Ministerien selbst, welche im nachgeord- 
"eten Bereich durchgeführt werden sollen 
'Kriterien hierfür z. B.: Mitwirkung bei 
er Politikformulierung; Realisierung von 

Politischen Zielen, Schwerpunkten und 
r°grammen; Gesetzgebungsarbeit; Haus- 
et für den Ressortbereich). Es gibt inso- 

weit keine a-priori-Kriterien. Stabile, über 
ahre hinweg gültige Aufgabenkataloge 
ann es für die obersten Bundesbehörden 

nicht geben; die Schwerpunkte der Tätig- 
sten der Ministerien, bestimmen sich 

auch nach den sich je wandelnden Politi- 
ken Zielbestimmungen. 

Notwendige Schlußfolgerungen 
aus der Bewertung des 
Aufgabenbestandes 
Die vorstehend angemahnte Aufgabenbe- 
wertung kann bzw. wird zu folgenden Er- 
gebnissen führen: 
• Ein bestimmter Bestand von Bundes- 
aufgaben kann ganz entfallen. 
• Ein weiterer Bestand von Bundesauf- 
gaben kann gleichsam auf den Markt aus- 
gelagert werden (Privatisierung). 
• Ein dritter Bestand von Bundesaufga- 
ben kann aus den Ministerien auf nachge- 
ordnete Einrichtungen abgeschichtet wer- 
den; die Möglichkeit der Wiedereingliede- 
rung der Aufgabe in den Ministerialbe- 
reich bleibt dabei unbenommen. 
• Der verbleibende Kernbestand der Auf- 
gaben wird unter Einbeziehung moderner 
Erkenntnisse über die Aufgabensteuerung 
und der Prozeßoptimierung weitergeführt. 

Europarats-Versammlung wählte 
Leni Fischer zur neuen Vorsitzenden 

pie CDU-Abgeordnete Leni Fischer 
'st am 22. Januar in Straßburg zur 
neuen Vorsitzenden der Parlamen- 
tärischen Versammlung des Europa- 
rates gewählt worden. 
Die 60 Jahre alte Politikerin war die 
einzige Kandidatin und wurde damit 
auf Anhieb gewählt. Sie tritt an die 
Stelle des spanischen Sozialisten Mi- 
guel Angel Martinez, der der Ver- 
sammlung während der vergangenen 
drei Jahre vorstand. 

In einer entscheidenden Phase 
Ju einem Glückwunschschreiben hat 
Bundeskanzler Helmut Kohl der neu- 
^n Präsidentin der Parlamentarischen 
versammlung des Europarats herzlich 

gratuliert und die Wahl in dieses hohe 
Amt als Auszeichnung und zugleich 
Anerkennung für das große Ansehen 
und Vertrauen bezeichnet, das sich Le- 
ni Fischer in ihrer Tätigkeit als Mit- 
glied der Parlamentarischen Versamm- 
lung des Europarats erworben habe. 

Helmut Kohl: „Sie übernehmen Ihr 
Amt in einer für die Zukunft unseres 
Kontinents entscheidenden Phase. Da- 
bei geht es auch um die weitere Inte- 
gration der Reformstaaten Osteuropas 
in die europäischen Institutionen so- 
wie die Sicherung von Menschenrech- 
ten und Demokratie in ganz Europa. 
Bei der Bewältigung dieser Herausfor- 
derungen kommt dem Europarat auch 
künftig eine besondere Rolle zu." 
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Keine überstürzte Rückführung der 
bosnischen Bürgerkriegsflüchtlinge 
Der Friedensprozeß in Bosnien-Herze- 
gowina war kaum in Gang gekommen, 
schon wurde die Rückführung der bos- 
nischen Bürgerkriegsflüchtlinge ange- 
mahnt. So richtig es ist, daß die Flücht- 
linge nur Gäste auf Zeit sind, daß sie 
nur während der Zeit des Bürgerkrie- 
ges Schutz durch Aufnahme in Deutsch- 
land erhalten sollten, so bedeutsam ist 
die Feststellung, daß eine überstürzte 
Rückführung niemandem nutzt. 
In Deutschland halten sich derzeit rund 
320.000 Bürgerkriegsflüchtlinge aus dem 
ehemaligen Jugoslawien auf, davon 
120.000 Ledige. 30.000 haben Asyl bean- 
tragt. 
Das Friedensabkommen von Dayton vom 
14. Dezember 1995 bietet die Chance ei- 
nes Friedens in Bosnien-Herzegowina und 
der Rückkehr der vertriebenen Flüchtlin- 
ge. Der Wiederaufbau des zerstörten Lan- 
des und ein friedliches Zusammenleben 
der Menschen werden jedoch eines länge- 
ren Prozesses und der Hilfe von außen be- 
dürfen. Nicht zuletzt die europäischen 
Nachbarn sind hier gefordert, diesen Pro- 
zeß mit allen Kräften zu unterstützen. 
Deutschland hat sich seiner Verantwortung 
für den Frieden in der Region in besonders 
vorbildlicher Weise gestellt. Neben dem 
etwa 30%igen Anteil an den EU-Leistun- 
gen von 1993 bis 1995 und der bilateralen 
technischen Hilfe in Bosnien-Herzegowi- 
na hat es zeitweise mehr als 400.000 
Flüchtlinge aus den Bürgerkriegsgebieten 
des ehemaligen Jugoslawiens aufgenom- 
men. Es hat insgesamt Leistungen in zwei- 
stelliger Milliardenhöhe erbracht. 
Das Friedensabkommen von Dayton bietet 
eine Grundlage für die Rückführung der 
Bürgerkriegsflüchtlinge. Die Flüchtlinge 

wurden aus humanitären Gründen aufge- 
nommen; sie sollten vor dem Bürgerkrieg 
geschützt werden, so lange dieser andau- 
erte. Eine baldige Rückkehr liegt im Inter- 
esse der Betroffenen, im Interesse unserer 
Bürger, insbesondere aber auch im Inter- 
esse des Wiederaufbaus der Region. 
Die Bürgerkriegsparteien sind verpflichtet, 
die Voraussetzungen für eine baldige und 
sichere Rückkehr der Vertriebenen und 
Flüchtlinge zu schaffen. 
Das Friedensabkommen von Dayton ent- 
hält in Anhang 7 bereits selbst umfangrei- 

Von Erwin Marschewski, 
Vorsitzender der Arbeitsgrup- 
pe Inneres und Sport der 
CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion 

ehe Regelungen zur Rückführung der bos- 
nischen Bürgerkriegsflüchtlinge. Dabei 
sind die beiden wesentlichsten Punkte, 
daß jeder Flüchtling und Vertriebene das 
Recht auf freie Rückkehr in sein Ursprung' 
liches Haus oder seine ursprüngliche Woh' 
nung hat und seine Sicherheit dabei in 
vollem Umfang gewährleistet wird, und 
daß dem UNHCR bei der Rückführung &' 
ne maßgebliche Rolle eingeräumt wird. 
Daneben sind Regelungen zur wirtschaft- 
lichen Unterstützung, zum Verfahren bei 
Ansprüchen auf Haus und Grundbesitz so- 
wie zu einer Amnestie getroffen worden. 

Ausgehend von dem Friedensschluß in 
Dayton hat sich bereits die Innenminister- 
konferenz vom 15. Dezember 1995 mit 
den Konsequenzen für die in Deutschland 
aufgenommenen Bürgerkriegsflüchtlinge 



IgSNIEN-HERZEGOWINA UiD 3/1996 • Seite 29 

eraßt und in einem umfangreichen Be- 
schluß erste Schlußfolgerungen gezogen. 

abei wird vor allem zum Ausdruck ge- 
weht, daß die Flüchtlinge aus dem Bür- 
gerkriegsgebiet nach dem Friedensschluß 
nicht mehr als Bürgerkriegsflüchtlinge an- 
zusehen sind und der bestehende Abschie- 
^ngsstopp nach § 54 AuslG nicht mehr 
rur die nach dem 15. Dezember 1995 ein- 
kreisten Flüchtlinge gilt und für alle zum 
^ März 1996 ausläuft. Die Einzelfragen 
einer gestaffelten Rückführung sollen auf 
^lner Sonder-IMK Ende Januar 1996 bera- 
en werden. Zur Vorbereitung dieses Tref- 
fs hat sich die Bund-/Länder-Arbeits- 
§ruPPe „Rückführung" am 9. Januar 1996 
betroffen und erste Vorstellungen für eine 
§estaffelte Rückführungsregelung ent- 
wickelt. 

ach diesem Konzept, das entgegen eini- 
gen Pressemeldungen keineswegs be- 
chlossen ist, sondern lediglich Entschei- 

n§sgrundlage für die Innenminister und 
cnatoren des Bundes und der Länder sein 
H wird zwar für den Beginn der Rück- 
^ng am 1. April 1996 (Auslaufen des 
j-  Schiebestopps) festgehalten, die eigent- 

ne zeitliche Staffelung beginnt aber erst 
j m 1. Juli 1996. In einer ersten Phase sol- 
ß
n dann bis zum 1. Juli 1997 die ledigen 

rat ^erkriegsflüchtlinge sowie die Verhei- 
ten ohne Kinder zurückgeführt werden. 

jah Sornmer 1997, nach Ende des Schul- 
dp •~S' s°Hen dann die Familien mit min- 
.  rJährigen Kindern heimkehren, danach 
sie

Sondere Härtefälle, wie etwa Traumati- 
w ,te- Bei diesem Konzept wurde bewußt 
aus   • darauf ab8estellt' ob die Flüchtlinge 
Vo 

einem Ort kommen, der inzwischen 
ty , einer anderen ethnischen Gruppe ver- 
rj       wird - das entspräche nicht den in 
auf d    Verabredeten Grundsätzen - noch 
dpr t>en ^rad der jeweiligen Zerstörung 

r Kegionen. 

Sl^ ^Erstellungen müssen selbstver- 
hch auch mit der bosnischen Regie- 

rung, dem UNHCR und den übrigen Auf- 
nahmeländern Westeuropas erörtert und 
soweit wie möglich abgestimmt werden. 
Die Gespräche und Verhandlungen hierzu 
haben bereits begonnen. So war der bosni- 
sche Flüchtlings- und Sozialminister am 
12. Januar 1996 zu einem ersten Gespräch 
bei Bundesminister Kanther. Am 15. Janu- 
ar 1996 kam es zu einem ersten Gespräch 
mit Frau Ogata, und am 16. Januar fanden 
in Genf Gespräche zwischen dem 
UNHCR und allen Aufnahmestaaten statt. 

Vorstellungen, Rückführungen dürften nur 
auf freiwillige Basis vorgenommen wer- 
den, gehen fehl. Sie berücksichtigen nicht, 
daß die Aufnahme aus humanitären Grün- 
den erfolgte, solange der Bürgerkrieg an- 
dauerte. Wir brauchen vielmehr ein flexi- 
bel zu handhabendes Phasenkonzept für 
die Rückführung der in Deutschland le- 
benden Bürgerkriegsflüchtlinge. 

Überlegungen, Rückführungen aus 
Deutschland erst vorzusehen, nachdem 
zunächst die innerhalb Bosniens unterge- 
brachten Flüchtlinge und dann die in den 
Nachfolgestaaten des ehemaligen Jugosla- 
wiens untergekommenen Flüchtlinge in 
ihre Heimatorte zurückgekehrt sind, 
berücksichtigen die besondere Belastung 
Deutschlands, das fast die Hälfte aller ins 
Ausland geflohenen Bürgerkriegsflücht- 
linge aus dem ehemaligen Jugoslawien 
aufgenommen hat, nicht ausreichend. 

Vorstellungen, Deutschland solle jedem 
rückzuführenden Flüchtling eine „Prämie" 
von 10.000 DM zahlen, berücksichtigen 
weder, daß auch der Leistungsfähigkeit 
Deutschlands Grenzen gesetzt sind, noch 
tragen sie dem Rechnung, daß der Wieder- 
aufbau des zerstörten Jugoslawiens keine 
deutsche, sondern eine internationale Auf- 
gabe darstellt, an der sich namentlich die 
bei der Aufnahme von Flüchtlingen nicht 
so stark engagierten EU-Partner beteiligen 
sollten. • 
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Mittelstands- und Wirtschafts- 
vereinigung der E VP gegründet 

Am 12. Januar fand in Brüssel der 
Gründungskongreß der Mittelstands- 
und Wirtschaftsvereinigung der EVP 
unter dem Vorsitz von Lieven Lenaerts, 
ehemaliger Vorsitzender der Europäi- 
schen Mittelstandsvereinigung (EMV), 
statt. 
Durch die Vergrößerung der EVP auf 20 
Mitgliedsparteien wurde eine Neustruktu- 
rierung der Interessenvertretung kleiner 
und mittlerer Unternehmen (KMU) auf 
europäischer Ebene notwendig. Aus die- 
sem Grunde wurde die EMV, anerkannte 
Vereinigung der EVP, zum 31. 12. 1995 
aufgelöst. 
Der Gründungskongreß der Mittelstands- 
und Wirtschaftsvereinigung ist auf sehr 
großes Interesse gestoßen, neben 33 Dele- 
gierten von Mitgliedsparteien aus 12 eu- 
ropäischen Ländern waren zahlreiche 
Gastdelegierte ohne Stimmrecht anwe- 
send. 
Vertreter folgender Parteien und EVP-Mit- 
telstandsorganisationen waren anwesend: 
Mittelstands- und Wirtschaftsvereinigung 
der CDU/CSU (D); Partido Popular (E); 
CCD, CdU, PPI und Wirtschaftsausschuß 
der SVP (I); der CDA (NL); CVP und PSC 
(B); Wirtschaftsbund der ÖVP (A); Unter- 
nehmerrat der Moderaterna (S); Koko- 
omus (FIN); Noa Democratica (GR); CSV 
(LUX). Eine portugiesische Delegation 
unter dem Vorsitz von Lucas Pires, MdEP, 
hat nach dem Kongreß ebenfalls ihre Mit- 
arbeit angekündigt. Als assoziierte Mit- 
glieder waren vertreten: CVP (CH) und 
Parti Nazzjonalista (Malta). 
Auch der Vorsitzende der EVP, Wilfried 
Martens, und der Generalsekretär, Klaus 
Welle, nahmen an der Gründung teil und 

betonten die Wichtigkeit dieser Vereini- 
gung für die politische Arbeit der EVP. 
Die Delegierten nahmen eine neue Sat- 
zung an, die von einer Arbeitsgruppe unter 
dem Vorsitz von Frau Thyssen MdEP, er- 
arbeitet worden ist, und wählten auch di- 
rekt ein neues Präsidium: 

Präsidium; 
• Präsidentin: Marianne Thyssen, 

MdEP (B) 
• Co-Präsidentin: Karla Peijas, 

MdEP (NL) 
• Juan M. Fabra, MdEP (E) 
• Werner Frick, Minister für Handwerk 

und Handel (I) 
• Paul Rübig, MdEP (A) 
• Karl v. Wogau, MdEP (D) 
• Athanasios Xarhas, nationaler 

Parlamentarier (GR) 
• Generalsekretär: Martin Novak (A) 

Ehrenpräsident: 
• Ingo Friedrich, MdEP (D) 

Warum eine Mittelstands- 
vereinigung? 
In den Reihen der EVP ist man sich be- 
wußt, daß die kleinen und mittleren Unte'' 
nehmen Arbeitsplätze schaffen. Man ist 
sich ebenso dessen bewußt, daß wichtig^ 
Entscheidungen betreffend KMU und fte' 
beruflich Tätige mehr und mehr innerhal 
der Europäischen Union getroffen werde 

Unter Führung des Präsidiums wird eine 
Politik der strukturellen Vernetzung der 
KMU entwickelt werden, die die EVP- 
Mitgliedsparteien, die nationalen Mittel- 
Standsorganisationen christdemokratiscn 
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Aus der Bildungsarbeit der Konrad-Adenauer-Stiftung 

|""\ ie Krise der öffentlichen Haus- 
•—* halte ist Anlaß und Chance zu- 
gleich, über neue Wege der kommu- 
nalen Kulturförderung nachzudenken 
und diese dann auch zu beschreiten 
- so Dr. Günther Rüther, Mitglied der 
Geschäftsleitung der Konrad-Aden- 
auer-Stiftung e.V., in einem Einla- 
dungsschreiben. 

Es bezieht sich auf: 

Veranstaltung Nr. 62 

Gemeinden und Städte in der 
Verantwortung - Neue Wege 
der Kommunalen Kulturförde- 
rung 

Fachtagung für politische Funktions- 
und Mandatsträger im kommunalen 
Bereich 
17-bis 20. März 1996 

°rt: Schloß Eichholz/Wesseling 

Einige der Themen: 

• Kulturförderung für Schule, Kultur, 
Sport und Medien beim Deutschen 
Städte- und Gemeindebund 

• Kommunale Kulturförderung kon- 
kret. Beispiele: Stadt Wesseling, 
Stadt Bonn, Landkreis Weimar-Land 
und Stadt Apolda 

• Kultursponsering und Kulturmana- 
gement 

• Kulturförderung und Steuerungs- 
modelle - Chancen und Risiken für 
kulturpolitische Entscheidungen 

• Kultur- (und) Politik- Möglichkei- 
ten und Grenzen der Politik für eine 
zukunftsgerechte Kulturförderung 

Weitere Informationen/Anmeldungen: 

Konrad-Adenauer-Stiftung e.V. 
Bildungszentrum 
Schloß Eichholz 
Postfach 1331 
50387 Wesseling 
Fax-Nr.: 0 22 36/7 07-2 30 

E
Usrichtung sowie die EVP-Fraktion im 

roPäischen Parlament miteinander ver- 
bindet. 

Hirer Dankesrede unterstrich die neue 
^asidentin, Marianne Thyssen, MdEP, die 
'chtigkeit der KMU für Vollbeschäfti- 

j^g. Mehr als die Hälfte des Umsatzes 
Privaten Sektor, werden von Unterneh- 

en mit weniger als 50 Beschäftigten er- 

der A
Sie.stellen auch mehr als die Halfte 

ata        'tsPlätze. Wenn man sich an die 
v Uelle sehr weit gefaßte Definition der 
le)"!mission hält (bis zu 500 Beschäftig- 
lichhann liegen die Zahlen nocn wesent- 
Sj      

öner- ,Jn diesen Jahren der Krise 
p d die KMU ein Stabilitätsfaktor", so die 
^dentin. 

Aufgaben 

Die Hauptaufgabe der Mittelstands- und 
Wirtschaftsvereinigung ist also die Vertre- 
tung der kleinen und mittelständischen 
Unternehmen in den Institutionen der Eu- 
ropäischen Union. 

Besonders im Dienstleistungsbereich ha- 
ben die KMU in den letzten Jahren zahl- 
reiche Arbeitsplätze schaffen können. „Es 
müssen nun vor allem günstige Rahmen- 
bedingungen für die KMU geschaffen 
werden, damit Großunternehmen, die 
Dienstleistungen und Produktion verstärkt 
ausgliedern. Aufträge nicht in Drittstaaten 
verlagern", so der neue Generalsekretär 
Martin Novak. • 
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Sozialversicherungsabkommen mit 
Israel und den USA ergänzt 
Der Deutsche Bundestag hat am 18. Ja- 
nuar in 2. und 3. Lesung der Ergänzung 
der Sozialversicherungsabkommen mit 
Israel und den USA zugestimmt. Da- 
nach können dort lebende deutschspra- 
chige Juden eine Fremdrente erhalten. 
Voraussetzung ist allerdings, daß sie 
Beiträge zur Rentenversicherung nach- 
entrichten. 

Damit wird ein Beschluß des Ausschusses 
für Arbeit und Sozialordnung des Deut- 
schen Bundestages aus dem Jahre 1989 
anläßlich der Beratungen zum Rentenre- 
formgesetz 1992 umgesetzt. Die Zusatzab- 
kommen mit Israel und den USA sind im 
Mai 1995 vom Bundeskabinett beschlos- 
sen worden. Die Regelung ist eine 
maßvolle und vernünftige Weiterentwick- 
lung der unter Bundeskanzler Adenauer 
begonnenen Wiedergutmachung gegen- 
über jüdischen Mitmenschen, die unter 
den Nationalsozialisten gelitten haben. Sie 
trägt dazu bei, daß auch das vereinte 
Deutschland seiner besonderen histori- 
schen und moralischen Verantwortung in 
der Welt gerecht wird. 

Die Zahl der dadurch begünstigten 
jüdischen Rentner wird mit höchstens 
35.000 angegeben. Somit liegen die 
jährlichen Aufwendungen für die Renten- 
versicherung in den nächsten 10 bis 15 
Jahren voraussichtlich bei rund 2 Milliar- 
den DM. 

Insgesamt sollte nicht vergessen werden, 
daß diese Rentenzahlungen nicht einmal 
0,1 Prozent der gesamten Rentenausgaben 
der gesetzlichen Rentenversicherung aus- 
machen. Die Kosten werden zu 80 Prozent 
von der gesetzlichen Rentenversicherung 
und zu 20 Prozent vom Bund getragen. 

Die Zusatzabkommen ergänzen die Ab- 
kommen über soziale Sicherheit und sol- 
len die Zahlung von Fremdrenten an 
deutschsprachige Juden in Israel bzw. den 
USA ermöglichen, die aus osteuropäi- 
schen Staaten nach Israel oder in die USA 
ausgewandert sind. Es handelt sich um 
Personen, die bei Beginn der allgemeinen 
Verfolgungsmaßnahmen durch den Natio- 
nalsozialismus dem deutschen Sprach- 
und Kulturkreis angehörten. 
Sie haben sich jedoch wegen des Antise- 
mitismus in den 20er und 30er Jahren 
nicht zum deutschen Volkstum bekannt, 

Vernünftige Weiterentwicklung 
der unter Konrad Andenauer 
begonnen Wiedergutmachung 

weil sie ihre Identität als Juden nicht auf- 
geben wollten. Obwohl sie dem deutschen 
Sprach- und Kulturkreis angehörten, 
konnten sie allein wegen des fehlenden 
Bekenntnisses zum deutschen Volkstum 
nicht als Aussiedler anerkannt werden und 
damit auch nicht die Leistungen des 
Fremdrentengesetzes erhalten. 
Um die rentenrechtliche Gleichstellung 
der deutschsprachigen Juden mit deutsch- 
stämmigen Aussiedlern zu erreichen, will-' 
den sie im Rahmen des Rentenreformge- 
setzes 1989 mit Wirkung vom 1. Juli 1990 
in das Fremdrentengesetz einbezogen und 
erhalten hierdurch die in den Herkunftsg6' 
bieten zurückgelegten Beitrags- und Be- 
schäftigungszeiten in der deutschen Ren- 
tenversicherung anerkannt. 
Bislang wurde eine Rente aus diesen Zei' 
ten (Fremdrente) aber grundsätzlich nur 
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Aus der Bildungsarbeit der Konrad-Adenauer-Stiftung 

Politik ist Kommunikation, ist Ge- 
spräch, ist Arbeit in der Öffent- 

lichkeit und für die Öffentlichkeit... 

Dies spiegelt sich in den Program- 
men der Konrad-Adenauer-Stiftung 
©•V. - insbesondere in den Veran- 
staltungen 

Politische Kommunikation - 
Trainings für die Praxis 

Reihen, Veranstaltungsorte, 
Termine: 

• Rhetorik für die politische Praxis 

• 22. 3.-24. 3. 96 (Zerbst) 

• 7. 6.-9. 6. 96 (VA 119, Eichholz) 

• 21. 6.-23. 6. 96 (VA 133, Eichholz) 

• 5. 7.-7. 7. 96 (o. Nr., Eichholz) 

• Argumentationstrainings 
für Frauen 

• 15. 3.-17. 3. 96 (Zerbst) 

•22. 11.-24. 11.96(Köthen) 

• Kommunale Presse- und Öffent- 
lichkeitsarbeit 

•29. 3.-31.3. 96 (Genthin) 

• 17. 5.-19. 5. 96 (VA 104, Eichholz) 

• 31. 5.-2. 6. 96 (VA 112, Eichholz) 

• 5. 7.-7. 7. 96 (o. Nr., Eichholz) 

Die diesen Veranstaltungen zugrun- 
deliegenden Einsichten: 

• Medien und Politik müssen keine 
Gegner sein. 

• Politischer Erfolg basiert nicht un- 
bedingt auf Zufällen. 

Weitere Informationen/ 
Anmeldungen: 
• zu Veranstaltungen in Eichholz: 

Konrad-Adenauer-Stiftung e.V. 
Bildungszentrum 
Schloß Eichholz 
Postfach 1331 
50387 Wesseli ng 
Fax: 02236/707-230 

• zu Veranstaltungen 
in Sachsen-Anhalt 

Konrad-Adenauer-Stiftung e.V. 
Bildungszentrum Wendgräben 
Postfach 16, 39279 Loburg 
Fax: 039245/27 85 

e> Aufenthalt in der Bundesrepublik 
eutschland gezahlt. Die in Israel und in 
n USA lebenden Personen konnten trotz 

s
er Einbeziehung in das Fremdrentenge- 

j® z keine Fremdrente erhalten. Eine Zah- 
g der Fremdrente ins Ausland war nur 
glich, sofern Beiträge zur Rentenversi- 

nerung in der Bundesrepublik Deutsch- 
te1 geleistet wurden. 

A      
Usatzabkommen berechtigen nun, auf 

^   rag freiwillige Beiträge zur deutschen 
auf

n^enversicherung nachzuentrichten, um 
te n      em We8 die Zahlung der Fremdren- 

nach Israel bzw. den USA zu ermögli- 

chen. Voraussetzung ist, daß bis zum 30. 
Juni 1990 der gewöhnliche Aufenthalt in 
Israel bzw. den USA genommen wurde. 

Die Fremdrente ist für die Zeit vom 1. Juli 
1990 bis zum 30. Juni 1993 auf das Ren- 
tenniveau der neuen Bundesländer und für 
die Zeit ab 1. Juli 1993 wie die Fremdren- 
te in den alten Bundesländern auf 70 Pro- 
zent des Rentenniveaus West begrenzt. 
Dies erscheint angemessen unter dem Ge- 
sichtspunkt, daß die ins Ausland zu zah- 
lende Fremdrente nicht höher sein sollte 
als Renten, wie sie teilweise im Inland ge- 
zahlt werden. • 
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Helmut Kohl: Geradlinig im Denken 
und verläßlich im politischen Handeln 
T~\ ie Aufzählung von Funktionen ist 
U wichtig. Aber sie sagen eigentlich 
nicht genug aus über den Menschen Alfred 
Dregger. Das erste war immer ganz 
selbstverständlich Ihre Geradlinigkeit im 
Denken und vor allem Ihre Verläßlichkeit 
im politischen Handeln. Wir haben disku- 
tiert, wir haben uns geeinigt. Winkelzüge 
waren nie Ihre Sache. 
Die Maßstäbe, die Sie für sich in An- 
spruch nahmen, auch von anderen an- 
mahnten, waren immer Grundsatztreue 
und Standfestigkeit. Wir erinnern uns noch 
lebhaft an Ihr klares Eintreten für den 
NATO-Doppelbeschluß, als so viele in 
Deutschland wankten, und an Ihr unbeirr- 
tes Eintreten für die Wiedervereinigung 
Deutschlands. 

Gelebte Vaterlandsliebe 
Gelebte Vaterlandsliebe ist für Sie etwas 
ganz Selbstverständliches. Und Sie sind 
im besten Sinne, wie es Thomas Mann 
ausgedrückt hat, ein deutscher Europäer 
und ein europäischer Deutscher. Hier gab 
es für Sie nie einen Gegensatz. 
Für Sie ist Vaterlandsliebe nicht irgendein 
„bloßes Gefühl", sondern eine - wie Sie 
formuliert haben - „sittliche Pflicht". Sie 
haben immer angemahnt, daß wir aus die- 
ser Pflicht heraus selbstverständlich auch 
weltoffen und für andere da sind. 
Daß Sie an der Einheit Deutschlands fest- 
gehalten haben in einer Zeit, als viele 
mehr wankten als standen, will ich hier 
noch einmal besonders hervorheben. Sie 
gehörten nicht zu denen, die überlegten, 
ob man sich in einer - wie manche damals 
glaubten - Übergangszeit in der Ge- 
schichte rechtzeitig ans andere Ufer retten 
sollte. Sie standen auf festem Grund. 

Was fällt noch auf? Dies ist in Bonn nicht 
eben häufig, und deswegen sage ich es: 
Alfred Dregger ist ein Herr. Wenn man die 
sonst üblichen Umgangsformen hier erlebt 
dann ist das mehr als bemerkenswert. Erisi 

ein Mann, der seine Meinungen als Gram" 
seigneur mit Charme vorträgt, der werbend 
ist. Er ist ein guter Kamerad und - wie ich 
bezeugen kann - ein treuer Freund. 

Wolfgang Schäuble: 

Klar, standhaft, 
ohne Furcht 
Alfred Dregger ist 75 Jahre geworden, 

und wir alle freuen uns mit ihm. W'r 

Mitglieder der CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion, 294 stolze, selbstbewußte Frau^1 

und Männer, wir sind stolz auf unseren 
langjährigen Fraktionsvorsitzenden und 
unseren Ehrenvorsitzenden. 
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Alfred Dregger: Gemeinsam unschlagbar 
'ch freue mich, daß ich meinen Ge- 
burtstag in der Mitte von CDU und 
CSU und ihrer Bundestagsfraktion fei- 
ern kann. CDU und CSU sind Schwe- 
sterparteien, die aufeinander angewie- 
sen sind. Jede verlöre ohne die andere 
'hren besonderen Charakter. Gemein- 

sam sind sie unschlagbar. Sie sind die 
konstruktive Antwort des deutschen 
Volkes auf die Brüche und Zusam- 
menbrüche seiner Geschichte. Solange 
sie intakt sind, können Deutschland 
und seine freiheitliche Verfassung 
nicht zugrunde gehen. 

jred Dregger ist ein Politiker, der auf 
er'einen Seite immer in der politischen 
Use• inanderSetzung klar, standhaft, ohne 

rcht vor Angriffen und Kritik gewesen 
• aber der zu persönlichen Verletzungen 
w Verunglimpfungen völlig unfähig ge- 
sen ist. Deswegen ist politische Ausein- 
"ersetzung und politische Gegnerschaft 

^us den Ansprachen auf dem 
Empfang für Alfred Dregger 
2u seinem 75 Geburtstag am 
*7- Januar 

u,    .   WIC Feindschaft gewesen, sondern 
r immer der Respekt vor dem Menschen 

,     das Wissen um die gemeinsame demo- 
' ("ische Verantwortung. 

Verbindung von Führung und Unter- 
ZUng und der Zusammenhalt in einer 

^ °alition, das hat Alfred Dregger in den 
Chr     nren> m denen er Vorsitzender der 
l      'CSU-Bundestagsfraktion gewesen 
M ^r^icn vorbildlich und mustergültig 

deu Dres&er ist ein wahrer Patriot in 
5 Wortes bester Bedeutung. Er hat wie 

Einif6 andere unbeirrbar am Ziel der 
[>Q      . Deutschlands festgehalten. Ich bin 
leb Zsicner> daß es zu den schönsten Er- 
8eh'SSen ln seiner politischen Laufbahn 
lay,°irl' ^aß s'cn die Einheit unseres Vater- 

nde* vollendet hat. 

Michael Glos: 

Ein verläßlicher und 
loyaler Partner 
Alfred Dregger war immer ein 
Freund der CSU. Er zählt meiner Er- 
innerung nach zu jenen ganz wenigen 
Spitzenpolitikern unserer Schwester- 
partei, denen persönliche Konflikte 
mit Franz Josef Strauß erspart blie- 
ben. Und was das heißt, wissen einige 
der Anwesenden besser als ich. Alfred 
Dregger war für uns immer ein ver- 
läßlicher und loyaler Partner. Jahre- 
lang war er zusammen mit meinen 
Vorgängern Theo Waigel und Wolf- 
gang Bötsch Garant für eine faire Zu- 
sammenarbeit der Unionsparteien. Er 
war sich immer bewußt, daß die Bon- 
ner Unionsfraktion aus zwei selbstän- 
digen Schwesterparteien besteht. 

Daß Patriotismus nichts mit Engstirnig- 
keit zu tun hat, mit Abgrenzung oder Aus- 
grenzung, das kann man auch bei Alfred 
Dregger daran sehen, wie sehr er sich für 
die Europäische Einigung einsetzte und 
wie er Europa immer auch verstanden hat 
in der Vielfalt und Einheit zugleich, als ei- 
ne kulturelle Gemeinschaft. • 
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Asylbewerberzahlen für 1995 

Die geltende Neuregelung 
hat sich bewährt 

Im gesamten Jahr 1995 haben 127.937 
Personen beim Bundesamt für die An- 
erkennung ausländischer Flüchtlinge 
Asyl beantragt. Dies entspricht in etwa 
der Vorjahreszahl (1994: 127.210). 

Im Monat Dezember 1995 waren es 
10.400 Personen (Vormonat November 
1995: 13.153). Dies bedeutet einen Rück- 
gang gegenüber dem Vormonat um 2.753 
Personen (20,9 Prozent). 
Der Zugang von Asylbewerbern aus den 
Nachfolgestaaten des ehemaligen Jugosla- 
wien ist gegenüber 1994 um 16,7 Prozent 
(6.570 Personen) gesunken, während die 
Zahl der Personen aus der Türkei um 33,5 
Prozent (6.396 Personen) zugenommen 
hat. Die erhebliche Steigerung von Asyl- 
bewerbern aus der Türkei dürfte auch auf 
die Diskussion über Abschiebcstopprege- 
lungen im Frühjahr 1995 zurückzuführen 
sein. 
Aus den Staaten Ost- und Südosteuropas 
kamen 1995 insgesamt 41.894 Asylbewer- 
ber (32,7 Prozent aller Asylbewerber). Der 
Anteil der Europäer an der Gesamtzahl 
der Asylbewerber betrug 1995 52,7 Pro- 
zent (67.411 Personen). 
32.711 Asylbewerber stammten 1995 aus 
dem ehemaligen Jugoslawien (Vorjahr: 
39.281). Davon kamen 1.051 aus Makedo- 
nien (Vorjahr: 1.038), 487 aus Kroatien 
(Vorjahr: 539), 14 aus Slowenien (Vorjahr: 
4), 4.932 aus Bosnien-Herzegowina (Vor- 
jahr: 7.296) und 26.227 aus der BR Jugos- 
lawien (Vorjahr: 30.404). 
Das Bundesami hat 1995 über die Anträge 
von 200.188 Personen entschieden. Als 

Asylberechtigte anerkannt wurden 18.100 
Personen (9 Prozent). Abschiebeschutz 
nach § 51 Abs. 1 des Ausländergesetzes 
erhielten 5.368 Personen (2,7 Prozent). 
Abgelehnt wurden die Anträge von 
117.939 Personen (58,9 Prozent). Sonst- 
wie erledigt wurden die Anträge von 
58.781 Personen (29,4 Prozent). 

Die Zahl der Personen, über deren Anträge 
das Bundesamt noch nicht entschieden 
hat, betrug Ende 1995 82.642. 

Bei den Gerichten waren Ende August 
1995 (neuere Angaben liegen noch nicht 
vor) noch rd. 190.000 Asylstreitigkeiten 
anhängig, von denen rd. 277.000 Personen 
betroffen waren. 

Entwicklung bei einzelnen 
Herkunftsländern 
Der Anteil der Asylbewerber aus den Staa- 
ten Ost- und Südosteuropas hat 1995 im 
Vergleich zu den Vorjahren abgenommen. 
1993 kamen noch 66,2 Prozent (213.558 
Personen) aller Asylbewerber aus diesen 
Staaten. 1994 waren es immerhin noch 
45.6 Prozent (58.043 Personen). 1995 ist 
der Anteil auf 32,7 Prozent (41.894 Perso- 
nen) gesunken. 

Wie schon in den Jahren zuvor, bildeten 
die Asylbewerber aus den Nachfolgestaa- 
ten des ehemaligen Jugoslawien auch 
1995 die stärkste Gruppe, Insgesamt ka- 
men 32.711 Asylbewerber aus diesen 
Staaten. Ihr Anteil an der Gesamtzahl dei 
Asylbewerber beträgt 25,6 Prozent. 
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Abschiebungen und freiwillige 
Ausreisen 
Die Länder haben bisher rd. 18.500 Ab- 
schiebungen ehemaliger Asylbewerber im 
Jahr 1995 gemeldet. Die Meldungen sind 
allerdings noch unvollständig. Für Dezem- 
ber liegen noch keine und für November 
nur vereinzelte Angaben vor. Manche 
Länder müssen noch für mehrere Monate 
"achmelden. Daher wird sich die Zahl der 
Abschiebungen noch deutlich erhöhen. 
Die Zahlen von 1994 (36.183) und 1993 
J36.165) dürften indes kaum erreicht wer- 
den. Auch hier zeigen sich die unerfreuli- 
chen Auswirkungen fortdauernder Ausein- 
andersetzungen um die konsequente An- 
wendung des neuen Asylrechts. 

^ur Zahl der kontrollierten freiwilligen 
ausreisen ehemaliger Asylbewerber lie- 
§en bisher nur wenige Angaben der Län- 
er vor. Erfahrungsgemäß entspricht diese 

^ahl in etwa der Zahl der Abschiebungen, 

"'nzu kommt noch eine unbekannte Zahl 
ehernaliger Asylbewerber, die ohne staatli- 
°)    Kontrolle ausgereist sein können, so 

aß für die Behörden unklar ist, ob sie 
entschiand verlassen haben oder unter- 

taucht sind. Für eine zuverlässige Schät- 
Ung dieser Zahl liegen keine ausreichen- 
en Anhaltspunkte vor. 

hierzu erklärte Bundesinnen- 
^Jnister Manfred Kanther: 
v 

le Asylbewerberzahlen für das Jahr 1995 
^deutlichen, daß sich die seit dem 1. Juli 
k y-| geltende Neuregelung des Asylrechts 
I  währt und zu einer positiven Entwick- 

n8 geführt hat. Der Zustrom von Asylbe- 
erhern ist damit nach 438.191 Asylbe- 

, erbern im Jahre 1992, 1993: 322.599, 
u^f 127.210 auf 127.937 im Jahre 1995 

01 '3 zurückgegangen. 

s. ^     ' Eckpfeiler des Asylkompromisses 
re« r,Ulstaatenregelung, Herkunf'tsstaaten- 

*>e'un» und Flughafenregelung - haben 

sich als wirksam erwiesen. Im Zusammen- 
wirken mit effizienten Grenzkontrollen si- 
chern sie die Wirksamkeit der Asylrechts- 
neuregelung. 

Insbesondere das Konzept der sicheren 
Drittstaaten ist überzeugend und muß er- 
halten bleiben. Dieses Konzept entspricht 
europäischem Standard und wird von 
mehreren Mitgliedstaaten der Europäi- 
schen Union angewandt. Allein schon 
durch ihre Existenz hat die Drittstaatenre- 
gelung mit der Möglichkeit der Grenzab- 
weisung maßgeblich zu dem festgestellten 
Rückgang der Asylbewerberzahlen beige- 
tragen. 

Trotz starker Verringerung ist die Zahl 
derjenigen, die Monat für Monat in 
Deutschland Asyl beantragen, noch immer 
zu hoch. Es muß alles getan werden, um 
sie weiter zu verringern. Verglichen mit 
den Zahlen der Nachbarländer trägt 
Deutschland nach wie vor bei weitem die 
Hauptlast. Es bleibt eine wichtige Aufga- 
be, in gutem Einvernehmen mit allen Mit- 
gliedstaaten der EU eine für alle annehm- 
bare Lösung zu finden, die zu einer ge- 
rechten Lastenverteilung führt. 

Das Schlepperunwesen hat nach wie vor 
eine beunruhigende Größenordnung und 
einen hohen Anteil am Zustrom unberech- 
tigter Asylbewerber. Schlepperorganisatio- 
nen müssen weiterhin unnachsichtig 
bekämpft werden. Am wirksamsten ge- 
schieht das. wenn auch in der Herkunfts- 
ländern deutlich sichtbar wird, daß es 
schwierig ist, unerkannt über die Grenze 
nach Deutschland zu gelangen, daß ein 
unberechtigter Aufenthalt ein schnelles 
Ende findet und deshalb Schlepperlöhne 
die getäuschten Menschen nur ärmer ma- 
chen. 

Eine zügige Abwicklung der anhängigen 
Asylverfahren ist dabei besonders wichtig. 
Intensive Bemühungen des Bundesamtes. 
die Dauer anhängiger Asyl verfahren zu 
verkürzen, werden dazu beitragen, nach 
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wirtschaftliches Wachstum von ungeahn- 
tem Ausmaß beschert, das die Bundesre- 
publik schon in kurzer Zeit an eine Spit- 
zenposition unter den Industriestaaten 
führte. Lastenausgleich, Kindergeld, so- 
zialer Wohnungsbau und die dynamische 
Rente gehörten bald zu den Pfeilern, die 
das vielgerühmte soziale Netz der Bundes- 
republik tragen. Die Kombination von 
Leistung, Wettbewerb und sozialer Siche- 
rung hat den Grundstein für die wirt- 
schaftliche Erfolgsgeschichte der Bundes- 

Deutschland wurde zum anerkann- 
ten Ort für soziale Sicherheit und s°' 
zialen Frieden. Und daß wir die Wie' 
dervereinigung wirtschaftlich schul' 
tern konnten, verdanken wir eben- 
falls der Sozialen Marktwirtschaft- 

Von einem bin ich überzeugt: Die Men- 
schen in Deutschland wollen keinen wei- 
teren Sozialismusversuch auf deutschem 
Boden. Und sie wollen auch nicht, daß d' 
alte SED mit dem neuen Namen PDS vvie' 
der Macht über Menschen bekommt! Des' 

Beim FestaK* 
(v. I.): Gerhar° 
Klippstein, 
Kreisvor- 
sitzender Di* 
trich Thiede, 
General-       r 
Sekretär Pete 

Hintze, Be- 
zirksvorsit- 
zender Rein- 
hard Göhnef 
und Alt-Bür- 
germeister 
Kurt Schott'' 

republik Deutschland gelegt. Sie hat ent- 
scheidend dazu beigetragen, die schreckli- 
chen Kriegsfolgen zu mildern und - wo 
immer möglich - zu überwinden. 
Dies müssen wir uns immer wieder verge- 
genwärtigen: Dank der Sozialen Markt- 
wirtschaft hat Deutschland ungeheure 
Aufbauleistungen vollbringen können, die 
im internationalen Vergleich einmalig 
sind: Viele Millionen Ausgebombte, 
Flüchtlinge und Vertriebene wurden mit 
neuem Wohnraum und Aufbauhilfen ver- 
sorgt. 

halb rufe ich von Herford den Sozialde- 
mokraten zu: Ziehen Sie wieder die kl**1" 
Trennlinie nach links. Für die PDS muß 
das gleiche gelten wie für die Repse: ein 
klare Ablehnung durch die demokrati- 
schen Parteien! 
Die politische Leistung, die man vor au6 

anderen mit Konrad Adenauer verbinde • 
bleibt die Einbindung der Bundesrepubj^ 
Deutschland in das westliche Bündnis- 

X$ war eine Weichenstellung von historisc'1 

Bedeutung. Diese Entscheidung war wei 
mehr als nur die Wahrnehmung einer 
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unpolitischen Option. Auch sie war die 
Unrnittelbare Konsequenz einer Wertüber- 
eugung, die den Menschen als freies und 

j>e|bstbestimmtes Individuum betrachtet 
nc> die die Garantie der Menschenrechte 

ZüT Voraussetzung jeder staatlichen Ord- 
nung erhebt. 

as eindeutige und klare Bekenntnis der 
undesrepublik zu Demokratie und Men- 

schenrechten hat den Boden bereitet für 
as Vertrauen, das Deutschland als Partner 

^er freien Welt heute genießt. Zugleich 
\)h 6S d'e wic^tigste Grundlage für die 

berwindung der staatlichen Teilung, die 
ns Vor wenigen Jahren gelungen ist. 

Adenauer hatte die Zeichen der Zeit 
«dar erkannt: Vorausschauend und 
konsequent hat er Deutschland an 
"•e Seite der freien Völker und in 
den Kreis der europäischen Gemein- 
schaft geführt. 
ute sind unsere Soldaten mit den ande- 

n NATO-Partnern im ehemaligen Jugo- 
Wien eingesetzt, um den Frieden zu 

hützen. Diese Beteiligung der Bundes- 
tag r *St d'e Einlösung einer politischen 

d moralischen Verpflichtung. Wir haben 
Pfi'F aUc^ d,e polmsc^e und moralische 
]   1Cnt' uns hinter unsere Soldaten zu stel- 
,   • Ich will keine Gerichtsschelte betrei- 

> aber eines ganz deutlich sagen: Eine 

alsM"SChaft' die zu,äßt' daß ihre So,daten 

Mörder beschimpft werden dürfen, 
§t an dem Ast, auf dem sie selber sitzt! 

y Bauers Politik der Aussöhnung und 
rständigung mit den ehemaligen 

^egsgegnem in Ost und West - allen 
desd" Frankreicn ~ ist zum Maßstab bun- 
^ deutscher Außenpolitik geworden. Ge- 
3ej"nsarn mit Frankreich, Italien und den 
Pi, j Ux'Staaten hat Konrad Adenauer die 

er 

Ade 

nie  ^mente fur den Bau eines gemeinsa- 11 Euronas opl^ot ropas gelegt. 

\j Jjnauer hat uns Europa ans Herz gelegt. 
a wir sind mit Herz und Sinnen gefor- 

dert, dieses Ziel kraftvoll anzustreben. 
Lassen Sie mich eine aktuelle Bemerkung 
machen: Wir brauchen die Währungsuni- 
on. Europa verzettelt sich - bleibt weit 
hinter seinen Möglichkeiten zurück, wenn 
wir diese Chance nicht ergreifen. Die 
Währungsunion dient unserer Wirtschaft. 
Sie dient unseren Arbeitsplätzen. Sie ist 
aber auch der entscheidende Schlüssel 
zum Zukunftstor mit Namen „Stabilität". 
Nur als Stabilitätsgemeinschaft können 
wir die Zukunft meistern. Ökonomisch 
und politisch. 

Adenauer hat ohne Einschränkung die mo- 
ralische Verpflichtung der Deutschen ge- 
genüber den Opfern der nationalsozialisti- 
schen Terrorherrschaft wahrgenommen. 
Es gehört zu seinen großen Verdiensten, 
daß er die aufrichtige Aussöhnung mit 
Israel und die Wiedergutmachungsleistun- 
gen für die unzähligen Opfer in Gang ge- 
setzt hat. Wer in der vergangenen Woche 
den Besuch des israelischen Staatspräsi- 
denten Weizman in Deutschland verfolgt 
hat, kann ermessen, welch langer Weg 
zurückgelegt wurde - aber auch, wie 
schwierig dieser Weg war. Konrad Aden- 
auer hatte den Mut und die Größe, ihn zu 
beschreiten. 

Mit unübertroffener Zielstrebigkeit hat 
Adenauer seine großen Leitlinien verfolgt 
und trotz mancher Rückschläge und Ent- 
täuschungen unbeirrbar daran festgehal- 
ten. Was ihn dazu befähigte, war zum ei- 
nen die Einsicht in die verhängnisvollen 
Irrtümer der Weimarer Politik, zum ande- 
ren sein unbeugsamer, verantwortungsbe- 
wußter Gestaltungswille für eine bessere 
Zukunft. Adenauer hat die notwendigen 
Lehren aus der jüngsten deutschen Ge- 
schichte gezogen, seine Politik in der Ge- 
genwart konsequent danach ausgerichtet 
und zugleich die richtigen Weichen für die 
Zukunft gestellt. Dieser Mann war ein 
Glücksfall für die deutsche Nachkriegsge- 
schichte. 
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Adenauer war ein Meister der historischen 
und politischen Analyse. So manchen Ge- 
sprächspartner hat er in einer weit ge- 
spannten „tour d'horizon" bis weit in die 
Kaiserzeit zurückgeführt und ihm die Um- 
risse seines Politik- und Geschichtsver- 
ständnisses erläutert. Und Adenauer war 
ein Realist. Niemals hat er den Fehler be- 
gangen, die deutschen Möglichkeiten zu 
überschätzen. In nüchterner Abwägung 
des Wünschbaren und des Möglichen hat 
er stets die richtige Wahl getroffen - er hat 
sich weder auf das riskante Experiment ei- 
ner deutschen Schaukelpolitik zwischen 
den Blöcken noch auf die irreführenden 
deutschlandpolitischen Offerten aus dem 
Osten eingelassen. Adenauer hat die deut- 
sche Politik statt dessen in ein sicheres 
Fahrwasser in Richtung Westen geleitet. 

Adenauer, der Realist - aber das be- 
schreibt ihn nur unvollkommen. In Wirk- 
lichkeit war Adenauer vor allem auch ein 
Visionär. Ein Visionär, der in schwieriger 
Zeit für und mit Deutschland einen neuen, 
demokratischen und freiheitlichen Auf- 
bruch gewagt hat, der wegweisende Ziele 
aufgezeigt und der wahrhaft Neues in 
Gang gesetzt hat. 

Wenn wir heute an die herausragen- 
den Leistungen dieses Mannes erin- 
nern, dann können wir feststellen: 
Die Geschichte hat ihn in eindrucks- 
voller Weise bestätigt. Seine Vision 
eines friedlichen und vereinten 
Deutschlands inmitten eines immer 
enger zusammenwachsenden Euro- 
pas ist Wirklichkeit geworden. Und 
auch seine Vision eines friedensstif- 

tenden und auf Dauer vereinten Eu- 
ropas wird Wirklichkeit werden - 
wir arbeiten daran. 

Diese Vision Konrad Adenauers ist 
die Vision der CDU. Es ist die Vision 
Helmut Kohls. Er führt Adenauers 
großes Werk fort, und er ist angetre- 
ten, es zu vollenden. 

Freiheit und Verantwortung - das ist die 
Kurzformel für Adenauers gesamtes poh' 
tisches Credo. Die unveräußerbare Würde 
jedes einzelnen Menschen und seine Ein- 
zigartigkeit als Geschöpf Gottes standen 
für Adenauer stets im Zentrum der Politik 
Diese grundlegende Wertüberzeugung ha1 

er selbst immer wieder eindringlich in 
Worte gefaßt - so auch wenige Wochen 
nach der Herforder Tagung, im März 
1946, in seiner berühmten Grundsatzrede 
in der Kölner Universität: „Das deutsche 
Volk krankt seit vielen Jahrzehnten in al- 
len seinen Schichten an einer falschen 
Auffassung vom Staat, von der Macht, 
von der Stellung der Einzelperson. Es ha1 

den Staat zum Götzen gemacht. Die Ein' 
zelperson, ihre Würde und ihren Wert hat 
es diesem Götzen geopfert. [...] Der Fun' 
damentalsatz des Programms der CDU, 
der Satz, von dem alle Forderungen unse' 
res Programms ausgehen, ist ein Kernge' 
danke der christlichen Ethik: die mensch- 
liche Person hat eine einzigartige Würde, 
und der Wert des Menschen ist unersetZ' 
lieh." 

Adenauers Leben und sein Handeln ware 
Ausdruck des christlichen Bekenntnisses 
zur Verantwortung des einzelnen gegen- 
über dem Staat und der Gemeinschaft. 

Unsere 
Elektronische 
Adressen: 

• INTERNET 

http://www. 

cdu.de 

» T-ONLINE 

*CDU# 

X400 

c= de; a = dbp; 
p = edu; s = bund 
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Zum Tode von Rainer Haungs 
Vor den Mitgliedern der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion erklärte deren 
Vorsitzender Wolfgang Schäuble: 

Rainer Haungs ist uns allen ein guter 
reund gewesen. Diejenigen, die enger 

^t ihm zusammen waren, wir Baden- 
^ürttemberger, die Wirtschaftspolitiker, 
dle Verkehrspolitiker früher, die Mittel- 
tandler, wissen, daß er ein guter und ver- 
aiilicher Freund war. Er war ein ganz un- 
'tler, unaufgeregter Mensch. Rankünen 
der Tricks waren ihm völlig fremd. Dafür 
ar er sehr geradlinig, sehr offen. Rainer 

Haungs wurde am 7. September 1943 in 
. ahr geboren. Lahr ist seine Heimat, dort 
lst er immer gewesen. 

r lst hi Lahr in der Kommunalpolitik po- 
Jttjsch aktiv geworden und 1983 als Nach- 
her des auch zu früh verstorbenen Al- 
ert Burger im Wahlkreis Lahr-Emmen- 
lngen in den Deutschen Bundestag ge- 

zahlt worden. Seitdem gehörte er dem 
undestag und unserer Fraktion an. Als 

abständiger Unternehmer hat seinen Be- 
et) auch in dieser Zeit immer weiterge- 

führt. 6 

ainer Haungs war zuletzt unser wirt- 
chaftspolitischer Sprecher. Er hat nach 
em urteil aller im politischen Raum, in 
,ns.eren eigenen Reihen, bei unserem Ko- 
Jtionspartner, bei der Opposition, in der 

^rtschaftlich interessierten Öffentlich- 
st, bei den Verbänden, seine Arbeit sehr 

t
8ut gemacht. Er wird uns fehlen, und es 

in dWeh' Wenn der Tod Plotzlicn s0 mitten 

•  Je Familie, mitten in den Alltag, mitten 
dle parlamentarische Arbeit einschlägt. 

rv War verheiratet, er hat zwei Töchter. 
jün ält6re ist in seinem Betrieb tätig, die 
be'^ere stucnert und war gestern abend da- 
ihrn alS er Starb' Seine Mutter ,ebt mit bei 

gen ZU Hause- Sein Bruder ist im vergan- 
d. nen Jahr gestorben. So denken wir in 

ser Stunde nicht nur an seine Frau und 

seine Kinder, sondern auch an seine Mut- 
ter. Wir werden in seinem Sinne weiterar- 
beiten, und wir werden ihn nicht verges- 
sen. Ich danke Ihnen! 
Ernst Hinsken: Rainer Haungs war ein 
konsequenter Verfechter der Marktwirt- 
schaft. Für seine politischen Ziele warb er 
mit Festigkeit, überlegt und mit innerer 
Gelassenheit. Seine stets auf Ausgleich 

L I, 

fe 
angelegte Arbeit wurde von den Kollegen 
aller Fraktionen hoch geschätzt. Als 
selbständiger Unternehmer waren ihm die 
Probleme der Wirtschaft und insbesondere 
des Mittelstandes bestens bekannt. Gerade 
deshalb konnte er seine Erfahrungen aus 
dem beruflichen Alltag immer wieder in 
sein politisches Wirken einbringen 
Friedhelm Ost: Rainer Haungs suchte 
stets den fairen Kompromiß über Partei-, 
Verbands- und Gruppeninteressen hinweg. 
Er erwarb damit Vertrauen und Ansehen 
als profilierter Wirtschaftspolitiker und als 
Persönlichkeit, mit der wir gern zusam- 
men gearbeitet haben. 
Ernst Schwanhold, wirtschaftspolitischer 
Sprecher der SPD-Bundestagsfraktion: 
Rainer Haungs war in der Sache ein kom- 
petenter und fairer Gesprächspartner, per- 
sönlich und menschlich ein liebenswerter 
und angenehmer Kollege. Seine herzliche 
und humorvolle Art, auf Menschen zuzu- 
gehen, wird uns fehlen. 
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Einladung zur Fördermitgliedschaft bei Frischluft e. V. 

Der christlich-demokratische Kin- 
der- und Jugendverband Frisch- 

luft e. V. wurde im Jahr 1989 gegrün- 
det. Als freier Träger der Jugendhilfe 
unterbreitet er vor allem Angebote im 
Bereich der Jugendarbeit. Daneben 
organisiert der Verband Jugendfrei- 
zeiten und Jugendbegegnungen. Die 
Angebote berücksichtigen dabei 
auch junge Familien. 
Ein Schwerpunkt der Arbeit des Ver- 
bandes liegt in den jungen Bundes- 
ländern. Hier hat Frischluft schon im 
Frühjahr 1990 das Büro für demo- 
kratische Jugendarbeit im damaligen 
Ostteil Berlins gegründet und von 
dort den Aufbau demokratischer Ju- 
gendstrukturen in den jungen Bun- 
desländern unterstützt. 

Frischluft e. V. versteht sich als Teil 
der christlich-demokratischen Bewe- 
gung. Seine Arbeit basiert auf der 
Grundlage eines christlich geprägten 
Menschenbildes. 

Die Arbeit von Frischluft e. V. ist zu 
einem wesentlichen Teil vom ehren- 
amtlichen Engagement seiner Mit- 
glieder abhängig. Dennoch benötigt 
auch Frischluft weitere Unterstüt- 
zung und ist dafür auf Förderer an- 
gewiesen. Zu diesem Zweck besteht 
bei Frischluft e. V. die Möglichkeit ei- 
ner Fördermitgliedschaft. Fördermit- 
glieder entrichten einen jährlichen 
Beitrag nach freier Wahl, mindestens 
jedoch 150 DM. Fördermitglieder er- 
halten regelmäßige Informationen 
über alle Angebote und Aktivitäten 
von Frischluft. 

Zum Aufbau der Verbands- 
strukturen in den jungen Bun- 
desländern gibt es auch die 

Möglichkeit von Sachspenden. 
Weitere Informationen dazu 
sind bei der Bundesgeschäfts- 
stelle von Frischluft e. V. 
Annaberger Straße 283 
53175 Bonn 
Tel. (02 28) 31 00 23 
Fax (02 28) 31 47 03, erhältlich. 

Frischluft e. V. ist vom Finanzamt 
Bonn-Außenstadt als gemeinnützig 
anerkannt. Spenden sind steuerlich 
abzugsfähig. 

Der Verband ist für jede Unterstüt- 
zung dankbar. Für Rückfragen steht 
der Geschäftsführer Arno Keiffer zur 
Verfügung. 

O Ich möchte Frischluft e. V. durch 
eine Fördermitgliedschaft unterstüt- 
zen. Bitte senden Sie mir einen 
Antrag zu. 

O Ich möchte Frischluft e. V. mit einer 
Sachspende unterstützen. Bitte set- 
zen Sie sich mit mir in Verbindung. 

O Ich überweise in den nächsten 
Tagen eine Spende auf Ihr Konto 
21000880 bei der Sparkasse Bonn 
(BLZ 380 500 00) und bitte um Zu- 
sendung einer Spendenquittung. 

Meine Anschrift: 

Bitte abtrennen und senden an: 
Frischluft e. V., Annaberger Str. 283 
53175 Bonn, Tel. (02 28) 31 00 23 
Fax (02 28) 31 47 03 
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• Rot-Grün 
Blockadebündnis statt 
Zukunftsmodell 

^'6 handstreichartige Wahl von 
°skar Lafontaine zum Partei- 
J'orsitzenden der SPD hat die 
Verhältnisse in der Parteien- 
ar>dschaft geklärt. Das "linke 
Lager" formiert sich. Die SPD 
Setzt auf ein rotgrünes Bündnis,! 
notfalls gestützt durch die Stirn-[ 
^en der linksradikalen PDS. 
Die vorliegende Dokumentation! 
Versucht deshalb alle rotgrü- 
nen Koalitionen, die derzeit in 
jten Ländern regieren oder 
'rüher regiert haben und schon 
9escheitert sind. 
ßestell-Nr.:5125 
Verpackungseinheit: 25 Expl. 
Preisje25Expl.: 14-DM 

ROT-GRÜN: 
Blockadebündnis 

statt 
Zukunftsmodell 

• Nie wieder Sozialismus? 
Die Ziele der SED-Fortset- 
zungspartei 

j^Jm Grundkonsens der demo- 
*ratischen Parteien gehört es, 
*j°Wohl den Rechts- als auch 
^6n Linksradikalismus entschieden zu 
^kämpfen. Dieser Konsens ist einer 
^er Garanten der politischen Stabilität 
aer Bundesrepublik Deutschland. 
^°ch gerade dieser Grundkonsens wird 
^°n der PDS in Frage gestellt. Die vor- 
'69ende Dokumentation zeigt deshalb 
p'6 wahren politischen Ziele der SED- 
ortsetzungspartei PDS und, wie sie 
lese zu verschleiern versucht. 

^stell-Nr.: 5119 

Eine Dokumentation 
zu rot-grünen Koalitionen in den Ländern 

p6rpackungseinheit: 25 Expl. 
reis je 25 Expl.: 12-DM 

Alte Preise zzgl. MwSt. und Versand* 
Bestellungen an: 
IS-Versandzentrum 
Postfach 11 64 
33759 Versmold 
Fax (0 54 23) 415 21 

('Bei Bestellungen bis zu einem Warenwert 
von 50 DM wird eine Versandkosten- 
pauschale in Höhe von 5 DM erhoben.) 
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UNION BETRIEBS GMBH 
POSTFACH 2449 
53014 BONN 

Nie wieder Sozialismus? 

Die Ziele der 
SED-Fortsetzungs-Partei 
Eine Handreichung zur inhaltlichen Auseinandersetzung mit der PDS 

• Nie wieder Sozialismus? 
Bestell-Nr.: 5119 
Verpackungseinheit: 25 Expl. 
Preis je 25 Expl.: 12-DM 

Bestellungen an: 
IS-Versandzentrum • Postfach 1164 
33759 Versmold • Fax: 05423/41521 
Alle Preise zzgl. MwSt. und Versand* 
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